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Beginn der Sitzung: 3 Uhr 30 Minuten nachmittags.

Vorsitzende: Präsident Seitz, zweiter
Präsident Hauser, dritter Präsident Dr. Ding-
hofer.

Schriftführer: Forstner, Proft.

Vorsitzender im Kabinett: Staatssekretär
Dr. Mayr.

Staatssekretäre: Hanusch für soziale
Verwaltung, Breisky für Inneres und Unter¬
richt, Dr. Roller für Justiz, Dr. Reisch für
Finanzen, Haueis für Land- und Forstwirtschaft,
Heinl für Handel und Gewerbe, Industrie und
Bauten, Dr. Renner für Äußeres, Dr. Deutsch
für Heereswesen, Dr. Ellenbogen.

Unterstaatssekretäre: Miklas im
Staatsamte für Inneres und Unterricht, Dr. Resch
und Dr. Tandler im Staatsamte für soziale
Verwaltung.

Leiter des Staatsamtes für Volks¬
ernährung: Ministerialrat Dr. Grünberger.

Auf der Bank der Regierungsver¬
treter: Sektionschef Dr. Durig vom Staatsamt
für Justiz, Ministerialrat Kruchina und Mini¬
sterialrat Wollheim vom Staatsamte für
Finanzen, Ministerialrat Dr. Tauber vom
Staatsamte für Volksgesundheit. Ministerialrat Dr.
Kaderka vom Staatsamte für Justiz und Oberst¬
auditor Pros. Dr. Lelewer vom Staatsamt für
Heeres wesen.

Präsident: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll über die Sitzung vom

13. Juli ist in der Kanzlei zur Einsicht für die
Mitglieder aufgelegen, ist unbeanstandet geblieben,
demnach als genehmigt zu betrachten.

Der Ausschuß für Land- und Forst¬
wirtschaft hat an Stelle des zum Staatssekretär
gewählten Abgeordneten Hau eis den Abgeordneten
Stöckler zum Obmanne gewählt.

Es sind Zuschriften eingelangt, mit denen
die Einbringung "von Vorlagen der Staatsregierung
angekündigt wird. Ich ersuche um Verlesung dieser
Zuschriften.

Schriftführer Forstner: (liest):

„Auf Grund der mir in der Sitzung des
Kabinettsrates vom 13. Juli 1920 erteilten Er¬

mächtigung beehre ich mich, den Entwurf eines
Gesetzes, betreffend 1. die Wahl und die
Einberufung der Nationalversammlung
(923 der Beilagen), 2. die Wahlordnung für
die Nationalversammlung samt Motiven-
bericht (924 der Beilagen), in je 2 Exemplaren
mit dem Ersuchen zu übersenden, diese Entwürfe
als Vorlage der Staatsregierung der verfassungs¬
mäßigen Behandlung zu unterziehen.

Wien, 14. Juli 1920.

Dr. Mayr."

„Ich beehre mich, den am 13. Juli 1920
vom Kabinettsrat genehmigten Entwurf des G e-
setzes, womit einige Bestimmungen des Ge¬
setzes vom 17. März 1920, St. G. Bl. Nr. 120,
ergänzt und abgeändert werden (Nachtrag
zum Militärabbaugesetz) (920 der Beilagen)
zur verfassungsmäßigen Behandlung zu unter¬
breiten.

Wien, 14. Juli 1920.

Der Staatssekretär:

Deutsch."

„Ich beehre mich, den am 13. Juli 1920
von: Kabinettsrat genehmigten Entwurf des Ge¬
setzes über die Handhabung der Disziplinar-
strafgewalt im Heere (Heeresdisziplinar¬
ges etz) (927 der Beilagen) zur verfassungsmäßigen
Behandlung zu unterbreiten.

Wien, 14. Juli 1920.

Der Staatssekretär:

Deutsch."

„Auf Grund der mir in der Sitzung des
Kabinettsrats vom 13. Juli 1920 erteilten Er¬
mächtigung beehre ich mich, den Entwurf eines Ge¬
setzes, betreffend die Einführung der elek¬
trischen Zugförderung auf den Staatsbahnen
der Republik Österreich (923 der Beilagen)
mit dem Ersuchen zu übersenden, diesen Entwurf als
Vorlage der Staatsregierung der verfassungsmäßigen
Behandlung zu unterziehen.

Wien, 9. Juli 1920.

Der Staatssekretär für Verkehrswesen:

Dr. Pesta."
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„Auf Grund der mir in der Sitzung des
Kabinettsrates vom 13. Juli 1920 erteilten Er¬
mächtigung beehre ich mich, den Entwurf eines
Gesetzes, betreffend die Einstellung und Be¬
schäftigung Kriegsbeschädigter (Jnvaliden-
beschäftigungsgesetz) (934 der Beilagen) mit
dem Ersuchen zu übersenden, diesen Entwurf als
Vorlage der Staatsregierung der verfassungsmäßigen
Behandlung zu unterziehen.

Wien, 14. Juli 1920.

Hanusch."

„Auf Grund der mir in der Sitzung des
Kabinettsrates vom 13. Juli 1920 erteilten Er¬
mächtigung beehre ich mich, den Entwurf eines
Gesetzes über die Verwendbarkeit der 4Pro-
zentigcn Teilschuldverschreibungen der vom
Lande Oberösterreich auf Grund des von
der Staatsregierung genehmigten Landtags¬
beschlusses vom 21. Juni 1920 aufzunehmen¬
den Anlehens im Nennbeträge von 300 Mil¬
lionen Kronen zur fruchtbringenden Anlegung
von Stiftungs-, Pupillar- und ähnlichen
Kapitalien (933 der Beilagen) mit dem Er¬
suchen zu übersenden, diesen Entwurf als Vorlage
der Staatsregieruug der verfassungsmäßigen Be¬
handlung zu unterziehen.

Wien, 14. Juli 1920.

Der Staatssekretär:

Reisch."

Präsident: Die Vorlagen, betreffend die
Wahl und die Einberufung der National¬
versammlung und betreffend die Wahlordnung
für die Nationalversammlung habe ich im
Sinne der mir vom hohen Hause in der Sitzung
vom 7. Juli erteilten Ermächtigung dem Ver-
fassungsausschusse zugewiesen.

Die übrigen Vorlagen werde ich, wiewohl
dies gegen die Bestimmungen der Geschäftsordnung
ist, wenn kein Widerspruch erfolgt, setzt sofort zu¬
weisen und zwar:

den Nachtrag zum Militarabbaugesetz
dem Finanz- und Budgctausschusse; das
Heeresdisziplinargesetz dem Ausschüsse für
Heereswesen, das Gesetz, betreffend die Ein¬
führung der elektrischen Zugförderung auf
den Staatsbahnen dem Ausschüsse für Ver¬
kehrswesen, das Gesetz über die Einstellung und
Beschäftigung ' Kriegsbeschädigter (Jnvalidenbe-
schäftigungsgesetz) dem Ausschüsse für soziale
Verwaltung, das Gesetz über die Verwend¬
barkeit von Teilschuldverschreibungen des
Landes Oberösterreich zur Anlegung von

Stiftungs-, Pupillar- und ähnlichen Kapi¬
talien dem Finanz- und Budgetausschusse.

Wird eine Einwendung gegen diesen Vorgang
erhoben? (Nach einer Pause.) Es ist dies nicht der
Fall. Ich werde also die Zuweisung sofort
vornehmen.

Hohes Haus! Entgegen der ins Auge ge¬
faßten Geschästseinteilung, wonach wir morgen noch
Sitzung hätten, werde ich heute Vorschlägen, die
nächste Sitzung erst Dienstag abzuhalten, damit die
Ausschüsse noch wichtige Arbeiten erledigen können,
und damit die Herren Abgeordneten Gelegenheit
haben, einige bedeutende Vorlagen, vor allen anderen
die Steuervorlagen, die Dienstag zur Verhandlung
gelangen sollen, zu studieren. Aus diesen Gründen
wäre es auch zweckmäßig, wenn heute die Tages¬
ordnung möglichst rasch abgewickelt würde. Ich bitte
daher die Herren Redner, sich kurz zu fassen.

Der erste Punkt der Tagesordnung ist der
Bericht des Jnstizausschusses über den An¬
trag der Abgeordneten Abram, Dannereder,
Freundlich und Genossen (677 der Beilagen)
auf Abänderung des Gesetzes vom 9. April
1873, R. G. Bl. Nr. 70, über Erwerbs- und
Wirtschaftsgenossenschaften (913 der Beilagen).

Als Regierungs Vertreter ist zu diesem
Punkte der Tagesordnung Herr Sektionschef Dr.
Durig vom Staatsamte für Justiz erschienen.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete
Hohenberg. Ich bitte ihn, die Verhandlungen
einzuleiten.

Berichterstatter Hohenberg: Hohes Haus!
Ich nehme die.Ermahnung des Herrn Präsidenten
zur Kenntnis und werde mich darnach richten. Das
Gesetz über Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften
stamnlt aus dem Jahre 1873. Mittlerweile haben
sich die Verhältnisse im wirtschaftlichen Leben in
einer Weise geänderr, daß es wohl nicht wunder¬
nehmen kann, wenn das heutige Gesetz den be¬
stehenden Verhältnissen nicht mehr entspricht. Ziffer¬
mäßige Nachweise stehen bloß rücksichtlich des alten
Staates zur Verfügnng und sie sind zum großen
Teile von den Antragstellern vorgelegt worden. So¬
weit sie rücksichtlich der Republik Österreich zur
Verfügung standen, sind sie dem Motivenbericht
angeschlossen.

Es besteht kein Zweifel, daß, das Gesetz heute
in keiner Weise mehr entspricht und eine durch¬
greifende Reform dringendst notwendig wäre.

Wenn sich der Justizausschuß trotz alledem
damit besaßt hat, nur einige wenige und not¬
wendige Änderungen vorzunehmen, so geschah dies
deshalb, weil die Verhältnisse gegenwärtig es nicht
zulassen, sich eingehend mit diesem Gesetze zu
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befassen. Es wird jedenfalls die Zeit bald kommen,
wo dieses Gesetz einer gründlichen Umarbeitung wird
unterzogen werden müssen.

Ich werde also kurz mit ein paar Worten
begründen, was eigentlich geändert wurde. Nach
Artikel I ist im § 2 eine Änderung eingetreten.
Während bis jetzt die Genossenschaften entweder
nur solche mit beschränkter Haftung oder mit
unbeschränkter Haftung sein konnten, ist gegenwärtig
auch eine dritte Form möglich, die Genossenschaft,
deren Haftung beschränkt ist aus den Geschäfts¬
anteil. Das ist dringend nötig, weil die Konsum-
Vereine, wie die Verhältnisse heute liegen, ein
großes Interesse haben, Eigenkapital zu bilden, was
aber nur möglich ist, wenn man die Leute von der
Haftung befreit. Allerdings müssen diese Geschäfts¬
anteile aus mindestens 50 K lauten und das
Geschäft sich bloß auf die Mitglieder selbst be¬
schränken; dann ist diese Haftung zulässig.

Im tz 4, Absatz 1, ist nur ein einziges
Wort geändert worden, entsprechend der Änderung
oben. Es wurde ein Wort neu eingeschaltet, und
zwar das Wort „mit Geschäftsanteilshaftung".

Im ß 5 wurde gleichfalls nur ein neues
Wort, „auf den Geschäftsanteil", eingefügt, alles
andere ist beim alten geblieben.

Der ß 27 enthält gleichfalls eine Neuerung.
Es soll nämlich bei Generalversammlungen, die
gegenwärtig von allen Mitgliedern besucht werden
sollen, was natürlich unmöglich ist, das Delegierten¬
system eingeführt werden. Während bis jetzt, nach
dem geltenden Gesetze, die Versammlung nicht
anders möglich war, als daß man sie ausge-
schrieben und die Mitglieder eingeladen hat, in
dieses oder jenes Lokal zu kommen — das war
früher ganz gut möglich —, ist es heute bei dem
starken Anwachsen der Konsumvereine, bei ihrer
großen Mitgliederanzahl, die heute bei einzelnen
Vereinen oft 50.000 und 60.000 beträgt und
noch darüber hinausgeht, zu einer physischen Un¬
möglichkeit geworden, eine derartige Versammlung
abzuhalten. Nicht nur der Mangel an einem ge¬
eigneten Lokal — ein solches Lokal gibt es über¬
haupt nicht, es sei denn, daß man in Wien die
Rotunde dazu nähme — kommt hier in Betracht,
sondern es ist auch gar nicht denkbar, daß ein
parlamentarisches Verhandeln bei Anwesenheit so
vieler Menschen möglich wäre. Man hat schon
früher zu wiederholten Malen seitens der Vereine
versucht, das Telegiertensystem einzuführen, doch sind
die Richter niemals darauf ein gegangen und die
Versammlungen haben nur unter großen Schwierig¬
keiten stattsinden können. Wohl besteht eine oberst¬
gerichtliche Entscheidung aus dem^ Jahre 1914, die
die Einführung eines derartigen Delegiertensystems
gestattet, doch sind wir im Justizausschuß der
Meinung gewesen, daß wir, um in Zukunft von

deui Richter und seiner Meinung unabhängig zu
sein, einfach dieses Telegiertensystem im Gesetze
direkt verankern. Es wird von nun an, wenn das
Gesetz heute genehmigt wird, möglich sein, daß das
Delegiertensystem in allen Vereinen wird eiugeführt
werden können, vorausgesetzt, daß der Verein
mindestens 1000 Mitglieder umfaßt.

Noch einem zweiten System ist beigestimmt
wordeu, und zwar der Bevollmächtigung. Dieser
Beschluß ist über Wunsch der Herren von der
rechten Seite des Hauses gefaßt worden, so daß es
bei diesen Erwerbs» und Wirtschaftsgenossenschasten
Delegierte und Bevollmächtigte geben wird.

Die nächste Änderung, die aber auch nicht
viel bedeutet, betrifft den Zweck der General¬
versammlung.

Die Tagesordnung muß bekanntgegeben und
derart publiziert werden, daß es den Mitgliedern
möglich ist, rechtzeitig davon Kenntnis 51t erhalten,
um die Versammlung besuchen zu können.

In einem deni 8 33 angesügten Absätze wird
weiters bestimmt, daß Generalversammlungsbeschlüsse
auf Umwandlung der Haftungsart nur mit einer
Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen
Stimmen gefaßt werden können, doch muß bei der
Beschlußfassung wenigstens ein Drittel der Mit-
glieder anwesend oder vertreten sein. Es ist dringend
nötig, daß das hier hervorgehoben wird, weil jetzt
die Generalversammlung noch viel wichtigere Agen¬
den hat als früher. Während früher eine Umwand¬
lung der Haftungsart durch Statutenänderung nicht
durchgeführt werden konnte, ist es jetzt möglich,
daß sie in der Generalversammlung beschlossen wird.
Damit es den Mitgliedern, die nicht anwesend sind,
nicht passieren kann, daß sie eines Tages einem
Verein angehören, dem sie ursprünglich gar nicht
angehören wollten, ist Vorsorge getroffen worden,
daß jene Mitglieder, die bei der Generalversamm-
lung weder anwesend, noch vertreten waren, recht¬
zeitig von einer solchen Umwandlung der Haftungs¬
art Kenntnis erhallen und, falls sie damit nicht
einverstanden sind, gegen die Beschlüsse Einspruch
erheben und binnen 14 Tagen nach der Eintragung
des Beschlusses in das Protokollbuch austreten
können, ohne daß irgend welche Folgen für das
Mitglied selbst entstehen.

Nach 8 33 ist weiter ein Ausgebotsverfahren
vorgesehen, um den Gläubigern die Möglichkeit zu
geben, falls sic mit der neuen Haftungsart nicht
einverstanden sind, entweder rechtzeitig von dem
Vereine ihre Forderungen einzutreiben oder zu
mindest Sicherstellung der Forderungen zu ver¬
langen. Es ist auch hier Vorsorge getroffen, daß
niemand durch diese Änderung geschädigt wird. Be¬
kannten Gläubigern hat die Genossenschaft diese
Mitteilung sogar unmittelbar zu machen. Sollten
sich die Gläubiger innerhalb dreier Monate nicht
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weiter melden, so wird angenommen, daß sie ein¬
verstanden sind, und die Sache ist auch nach dieser
Richtung hin erledigt.

Das übrige sind lauter Formalitäten, auch
8 86 a ist nur eine Formalität.

Jni Artikel II befindet sich eine neue Be¬
stimmung, welche besagt, daß Übertragungen von
Liegenschaften eines Konsumvereines an einen anderen
Konsumverein zum Zwecke der Vereinigung mehrerer
Konsumvereine zu einem solchen Vereine von der
Vermögensübertragungsgebühr befreit sind. Das hat
den Zweck, den Vereinen zu ermöglichen, sich zu
einem größeren, leistungsfähigeren zusammenzu¬
schließen, um besser den heutigen Zeitverhältnissen
gewachsen zu sein. Sie können durch einen General-
versammlungsbeschluß eine derartige Transaktion
durchführen und der Staat wird von ihren Liegen¬
schaften bei dieser Gelegenheit keine Vermögens¬
übertragungsgebühr einhebeu.

Das wären die wichtigsten Dinge, die ich
kurz hier erwähnt habe. Weitere Änderungen liegen
nicht vor, wir hoffen aber, daß dies bei der nächsten
Gelegenheit schleunigst nachgeholt wird, nachdem
das Gesetz sehr reformbedürftig ist. Zum Schluffe
möchte ich nur bemerken, daß diese Änderungen im
Ausschüsse einhellig angenommen wurden und ich
stelle daher den Antrag, es möge auch die hohe
Nationalversammlung diesen Beschlüssen beipflichten.

Präsident: Mit Zustimmung des hohen
Hauses werde ich die Geueral- und Spezial¬
debatte unter Einem führen. Zum Worte gemeldet
ist der Herr Abgeordnete Dr. Angerer. (Nach
einer Pause:)

Der Herr Abgeordnete ist im Saale nicht
anwesend und verliert daher das Wort.

Ich schreite, da niemand anderer vorgemerkt
ist, zur Abstimmung. Ich bitte die Plätze einzu¬
nehmen.

Das Gesetz hat drei Artikel, und da kein
Gegenantrag gestellt ist, bringe ich sie unter Einem
zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigen Abgeordneten, die ihnen
ihre Zustimmung geben wollen, sich von den Sitzen
zu erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Ich bitte nun diejenigen Abgeordneten, die
für Titel und Eingang des Gesetzes sind, sich
von den Sitzen zu erheben. (Geschieht) Ange¬
nommen.

Damit ist das Gesetz in zweiter Lesung
besch lossen.

Berichterstatter Hohenberg: Ich bean¬
trage die sofortige Vornahme der dritten
Lesung.

Präsident: Der Herr Berichterstatter bean¬
tragt, die dritte Lesung sofort vorzunehmen. Zur
Annahme dieses Antrages ist eine Zweidrittelmehr¬
heit notwendig. Ich bitte diejenigen Abgeordneten,
die diesem formellen Anträge des Berichterstatters
zustimmen, sich von den Sitzen zu erheben. (Ge¬
schieht.) Ist mit der erforderlichen Zwei¬
drittelmehrheit angenonimen.

Wir kommen nunmehr zur Abftimnmng in
der dritten Lesung. Ich bitte diejenigen Abgeord¬
neten, die dem Gesetze anch in dritter Lesung ihre
Zustimmung geben wollen, sich von den Sitzen 51t
erheben. (Geschieht.) Ist auch in dritter Lesung
angenommen. Damit ist das Gesetz, betreffend
Änderungen des Gesetzes vonl 9. April 1873,
R. G. Bl. Nr. 70, über Erwerbs- und Wirt¬
schafts genösse n sch asten (Genossen sch aftsgesetz-
nov elle 1020) (gleichlautend mit 91H der Beilagen),
endgültig zum Beschluß erhoben.

Der nächste Gegenstand der Tagesordnung ist
der Bericht des Finanz- und Budgetans-
schusses über die Vorlage der Staats regie-
rung (822 der Beilagen), betreffend das Gesetz
über Steuerbegünstigungen aus Anlaß
volkswirtschaftlich wichtiger Investitionen
(911 der Beilagen).

Berichterstatter ist der Abgeordnete Partik;
ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Partik: Hohes Hans! Eine
der wichtigsten Voraussetzungen für den Wieder¬
aufbau unserer Volkswirtschaft ist die Befreiung
unserer Industrie und des Gewerbes von der
würgenden Kohlennot. Das vorliegende Gesetz mit
seinen Bestimmungen über die Steuerbegünstigungen,
die hier für den verlorenen Bauaufwand vor¬
gesehen sind, soll für unsere Unternehmerschaft den
Anreiz bieten, Investitionen zur Kohlenförderung
und zur Ausnutzung der Wasserkräfte vorzunehmen.
Dies soll dadurch geschehen, daß bereits bestehende
Betriebe erweitert oder neue errichtet werden.
Namentlich soll dadurch die Erschließung von neuen
Kohlenvorkommen erreicht werden. Das gilt selbst¬
verständlich anch für die Ausnutzung der Wasser¬
kräfte. Diese Zwecke erfordern aber ganz gewaltige
Mittel, die nur durch eine Kapitalsassoziation er¬
möglicht werden. Die Erlangung dieser Kapitalien
hat natürlich auch wieder pur Voraussetzung, daß
eine entsprechende Rentabilität und die° dauernde
Verzinsung gewährleistet wird. Die Unternehmer
werden daher bestrebt sein müssen, jedes Übermaß
von Baukosten, das sich aus den gegenwärtigen
Preisverhältmiffen ergibt, innerhalb jenes Zeitraumes
auf das normale Ausmaß abzuschreiben, in welchem
die Möglichkeit besteht, die Abschreibung noch aus
den in den nächsten Jahren gegenüber den nor¬
malen Preisen voraussichtlich erzielbaren Preisdiffe-
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renzen zu decken, so das; künftighin nur ein nor¬
malen Verhältnissen entsprechendes Anlagekapital zu
verzinsen ist. Diese Möglichkeit wird aber nicht
bestehen, wenn die Abschreibung des verlorenen
Bauaufwandes nicht steuerfrei durchgeführt werden
darf. Da aber ein großer Wert darauf gelegt wird,
diese Arbeiten möglichst rasch in Angriff zu nehmen,
so wird hier im Gesetze die Begünstigung zeitlich
befristet. Sie soll sich nur ans die Jahre 1920
bis 1924 erstrecken. Man geht dabei von der Vor¬
aussetzung aus, daß man möglichst rasch zum Bau
derartiger Anlagen schreiten wird.

Es ist aber auch weiters im Gesetz vor¬
gesehen, daß, wenn für einige Unternehmungen
diese Zeit nicht ausreichen sollte, die Begünstigung
dennoch bereits eintreten kann, wenn nur der Bau
oder die Erweiterung in Angriff genommen und
fortlaufend weitergeführt wird.

Es wurde im Ausschuß int § 1 eine Ände¬
rung angenommen, die dahin geht, daß auch
anderen als zur öffentlichen Rechnungslegung ver¬
pflichteten Unternehniungen diese Begünstigungen
gewährt werden können, indem hier allgemein gesagt
wird, daß sich solche der Erwerbsteuer nach dem
11. Hauptstücke des Personalsteuergesetzes unter¬
liegenden Unternehmungen nur diese Begünstigung
bewerben können.

Auch im Absatz 2 des 8 1 hat der Ausschuß
eine Änderung vorgenommen. Die Regierung hat
vorgeschlagen, daß die Tilgung des verlorenen Bau¬
aufwandes in einem Zeiträume von fünf bis
längstens zehn Jahren erfolgen soll. Nachdem aber
diese Frist von fünf Jahren für manche Unter¬
nehmungen und namentlich für Kohlenbergbauunter¬
nehmungen vielleicht zu lang ist, da es Kohlenvor-
konnnen, namentlich in Niederösterreich, gibt, die
schon in einer kürzeren Frist erschöpft sind und
viele, vielleicht in drei Jahren schon mit der ganzen
Anlage fertig sind, so daß diese der Begünstigung
nichts teilhaftig werden würden, ist der Ausschuß
zur Überzeugung gekommen, daß es notwendig sein
wird, diese Frist einerseits auf drei Jahre herab¬
zusetzen, anderseits auf 15 Jahre auszudehnen.

Der verlorene Bauaufwand ist in einen; Be-
wertnngskonto, das der Unternehmer zu führen hat
und das mit den Steuerbehörden evident zu halten
ist, festzustellen; die steuerfreien Beträge werden
hier gebucht und in Evioenz gehalten. Sollten sich
innerhalb dieser Frist die hohen Preise wieder ab-
banen und eine normale Höhe erreichen und der
unterdessen angesammelte abgeschriebene steuerfreie
Betrag höher sein als der tatsächliche Aufwand, so
ist die Steuerbehörde in der Lage, diesen abge-
schriebenen Mehrbetrag zur Nachbesteuerung an¬
zufordern.

Wenn die Steuerbehörde diese Forderung
ausstellt und die Einhebung des ganzen Betrages

auf einmal für ein Unternehnien eine besondere
Härte bedeuten würde, so ist im Gesetze vorgesehen,
daß die Nachzahlung dieser Steuern tut Proporz¬
verhältnis aus die verschiedenen Jahre verhältnis¬
mäßig aufgeteilt wird, so daß hier auch, glaube ich,
den gerechtfertigten Wünschen der Unternehmer
entsprochen wird.

Es wurde weiters im Ausschuß ein neuer
Z 3 eingefügt. In; § 1 sind die Unternehmungen
umschrieben, welche sich um diese Begünstigung be¬
werben können.

Nachdem es aber möglich ist, daß mach
andere Unternehmungen, welche sich mit der Aus¬
nutzung von Kohlenvorkommen und von Wasser¬
kräften beschäftigen, in Betracht kommen, ist im
8 2 gesagt (Hesi):

„Die gleichen Begünstigungen kann der Staats¬
sekretär fiir Finanzen ausnahmsweise auch anderen
als den im § 1 genannten Unternehmungen zu¬
erkennen, wenn hiefür wichtige volkswirtschaftliche
Interessen sprechen."

Nach dem § 2 wurde nun ein neuer § 3
eingesügt, in welchem es heißt (liest):

„Die Begünstigung kann auch zuerkannt
werden, wenn eine Unternehmung die Errichtung,
Erweiterung oder Umgestaltung der Betriebs¬
anlagen innerhalb des im § 1, erster Absatz,
bezeichneten Zeitraumes zwar noch nicht durch¬
geführt, jedoch bereits begonnen hat und gehörig
fortsetzt."

Im Ausschüsse wurde auch ein § 4 neu aus¬
genommen, und zwar wird in demselben auf jene
Anlagen Rücksicht genommen, die schon in: Jahre
1919 begonnen wurden, bei welchen insbesondere
auf Gebietskörperschaften, Länder oder Gemeinden,
Rücksicht genommen werden soll. In Oberösterreich
und ich glaube auch in Salzburg sind schon der¬
artige Wasserkraftanlagen im Werden und damit nun
auch diese der Steuerbegünstigung teilhaftig werden
können, soll man für diese speziellen Fälle auch
rückwirkend auf das Jahr 1919 greifen können.

Es sind dann im Ausschüsse noch ganz gering¬
fügige stilistische Änderungen vorgenommen worden,
und zwar eine der wichtigsten im § 6, der davon
spricht, wer mit dem Vollzüge dieses Gesetzes betraut
wird. Während es in der Regierungsvorlage hieß,
daß mit dem Vollzüge dieses Gesetzes der Staats¬
sekretär für Finanzen betraut wird, heißt es nun
in dein bezüglichen § 6 des Ansschußanlragcs, daß
mit dem Vollzüge dieses Gesetzes der Staatssekretär
für Finanzen „im Einvernehmen mit dem Staats¬
sekretär für Handel und Gewerbe, Industrie und
Bauten" betraut wird. Sonst wurden keine wesent¬
lichen Änderungen im Ausschüsse vorgeschlagen und
es wurde sohin dieses Gesetz einstimmig ange¬
nommen.
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Der Finanz- und Budgetausschuß stellt sohin
den Antrag:

„Die Nationalversammlung wolle dem
beigeschlossenen Gesetzentwürfe mit den vom
Ausschüsse beantragten Änderungen die Zu-
stimmung erteilen."

Ich bitte um Annahme dieses Gesetzes.

Präsident: Mit Zustimmung des Hauses
werde ich die General- und Spczialdebatte unter
Einem abführen. (Zustimmung.)

Zum Worte gelangt der Herr Abgeordnete
Witternigg.

Abgeordneter Witternigg: Hohes Haus!
Die Textierung des vorliegenden Gesetzes spricht
nicht ganz klar die Einbeziehung der für die Fern¬
leitung und Verteilung der elektrischen Energie er¬
forderlichen Anlagen unter die Begünstigung dieses
Gesetzes aus. Die Anlage solcher Leitungsnetze wird
beispielsweise notwendig werden in der Stadt
Salzburg selbst, wo das Gleichstromnetz auf ein
Drehstromnetz umzugestalten sein wird, bei der
Fernleitungsanlage des Landes Salzburg, die aus
bestehenden Kraftwerken Strom beziehen, weiterleiten
und verteilen soll, dann bei der Verteilung atls
dem Wasserkraftwerke an der Fuscher Ache; ebenso
bei verschiedenen Leitnngsanlagen in Steiermark für
die Stadt Graz sowie das ganze obersteirische Ge¬
biet, desgleichen bei den Fernleitungen; die zur
Versorgung des Wienerbeckens entweder in der
Richtung des Donaulaufes oder über den Semmering
nach Wien führen werden. Und so könnten diese
Beispiele über Verteilungsanlagen für die im Wasser¬
kraftwerke erzeugte elektrische Energie noch vielfältig
erweitert werden.

Um Klarheit zu schaffen, richte ich an die
Regierung die Anfrage:

Sind mit dem Ausdruck „Betriebsanlagen
dieser Art" auch alle zur Fernleitung und Ver¬
teilung der elektrischen Energie erforderlichen An¬
lagen gemeint?

Ich habe mit dem Staatsamte für Finanzen
in dieser Sache verhandelt und seitens dieses Staats¬
amtes wurde mir zugesichert, daß unter „Betriebs¬
anlagen" im Sinne des § 1 insbesondere auch die
Anlagen zur Fernleitung des elektrischen Stromes
und zur Verteilung der elektrischen Energie zu ver¬
stehen sind und daß diese Auffassung in der Voll¬
zugsanweisung zum Ausdrucke gelangen wird. Wenn
das der Fall ist, dann ist den Wünschen der Salz¬
burger Landesregierung entsprochen.

Präsident: Als Regierungsvertreter ist
in: Hause anwesend Herr Ministerialrat Kruchina
vom Staats amt für Finanzen.

Der Herr Staatssekretär hat die Bemerkungen
des Redners zur Kenntnis genommen? (Staats¬
sekretär für Finanzen Dr. Reisch bejaht.)

Wünscht noch jemand das Wort? (Niemand
meldet sich.) Es ist nicht der Fall. Der Herr
Referent hat das Schlußwort

Berichterstatter Partik: Ich verzichte.

Präsident: Der Herr Referent verzichtet,
wir schreiten sonach zur Abstimmung.

Ein Gegenantrag liegt nicht vor. Das Gesetz
hat sechs Paragraphen. , Ich bitte diejenigen Abge¬
ordneten, die ihnen ihre Zustimmung geben wollen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Sind
angenommen.

Ich bitte nun diejenigen Abgeordneten, die
für Titel und Eingang des Gesetzes sind, sich
von dem Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Ange¬
nommen. Damit ist das Gesetz in zweiter Lesung
beschlossen.

Berichterstatter Partik: Ich beantrage
die sofortige Vornahme der dritten Lesung.

Präsident: Der Herr Berichterstatter be¬
antragt, die dritte Lesung sofort vorzunehmen. Das
ist ein formeller Antrag, zu dessen Annahme eine
Zweidrittelmehrheit notwendig ist. Ich bitte die¬
jenigen Abgeordneten, die diesem formellen Anträge
zustimmen, sich von den Sitzen zu erheben.
(Geschieh.) Ist mit der notwendigen Zweidrittel¬
mehrheit angenommen.

Wir kommen nun zur dritten Lesung und ich
bitte diejenigen Abgeordneten, die dem Gesetz auch
in dritter Lesung ihre Zustimmung geben wollen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Das Gesetz über Steuerbegünstigungen aus
Anlaß volkswirtschaftlich wichtiger In¬
vestitionen (911 der Beilagen) ist auch in
dritter Lesung angenommen und damit end¬
gültig zum Beschlüsse erhoben.

Der nächste Gegenstand unserer Tagesordnung
ist der Bericht des Finanz- und. Budgetaus¬
schusses über die Vorlage der Staats-
regicrung (820 der Beilagen), betreffend
das Gesetz über die Änderung einiger Vor¬
schriften über Stempel- und unmittelbare
Gebühren sowie über den Spielkarten¬
stempel (913 der Beilagen).

Als Regierungs Vertreter ist im Hause vom
Staatsamte für Finanzen der Herr Ministerialrat
Dr. Wollheim erschienen.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Dr.
! Buresch. Ich bitte ihn, die Verhandlungen einzuleiten.
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Berichterstatter Dr. Buresch: Hohes Haus!
Ein Glied in der Kette der Erhöhungen von
Gebühren und Abgaben, welche durch die Not,
in der sich der Staat befindet, notwendig ge¬
worden sind, ist der vorliegende Gesetzentwurf,
betreffend die Änderung einiger Vorschriften über
Stempel- und unmittelbare Gebühren sowie über
den Spielkartenstempel. Sämtliche in dieser Vor¬
lage enthaltenen Gebührensätze werden einer ziemlich
namhaften Erhöhung zugeführt. Ich muß gestehen,
daß es mir sehr sympathisch gewesen wäre,
wenn die Staatsregierung anläßlich der Novellierung
des Gebührenrechtes niit Rücksicht auf dessen
Kompliziertheit und Unübersichtlichkeit lieber an eine
umfassende Reform des ganzen Gebührengesetzes
gegangen wäre. Nachdem aber einerseits die politischen
Verhältnisse hiezu nicht entsprechend erscheinen,
andrerseits auch eine Resorni des ganzen Gebühren-
rcchtes sich als ein ziemlich namhaftes finanzielles
Wagnis darstellen würde, hat man davon abgesehen
und sich vorderhand mit der Erhöhung verschiedener
Posten begnügt. Ich kann gleichwohl der Hoffnung
Ausdruck geben, daß die Staatsregierung, wenn auch
vielleicht nicht mehr in diesem Hause, so doch im nächsten
Hanse einmal eine Reform des ganzen Gebühren¬
rechtes vornehmen wird, damit in diese dunkle und
auch für die Juristen wenig bekannte Materie
endlich einmal Klarheit hineingebracht wird.

Die Mehreinnahmen, welche aus Grund der
Novelle dem Staatsschatz znfließen würden, werden
auf zirka 80 Millionen Kronen geschätzt. Es ist
selbstverständlich dieser Betrag mit Rücksicht ans die
gewaltigen Summen, welcher der Staat im Laufe
eines Finanzjahres bedarf, ein ganz geringer, aber
es wäre verfehlt, auch auf einen kleinen Betrag,
wie ihn diese 80 Millionen darstellen, zu verzichten.

Was die einzelnen Bestimmungen der Vor¬
lage anbelangt, so will ich vorerst die Stempelskalen
erwähnen. Der Finanzausschuß hat die Skala I
wesentlich geändert.—Der Satz von */* Prozent im
Durchschnitt ist beibehalten worden, es ist aber die
Skala entsprechend den Bedürfnissen der ganzen
Geschäftswelt leichter und handlicher gemacht worden.
Die Skala ist verkürzt worden und cs wurde
namentlich dem Gedanken Rechnung getragen, daß
nian dort keine Gebühren einheben soll, wo die
Einhebung der Gebühren mehr kostet als die Gebühr
beträgt, die man schließlich erhält. Die Skalen II
und III, welche auf 1 Prozent,, beziehungsweise
11/a Prozent im Durchschnitt erhöht worden sind,
haben eine Veränderung nicht erfahren. Die folgenden
Bestimmungen bis zu § 4 wurden durch den
Finanzausschuß ungeändert genehmigt. Im § 4 wird
dem hohen Hause eine Änderung vorgeschlagen, und
zwar soll die Erhöhung, die der § 4 festsetzt, auf
gewisse, besonders begünstigungswürdige Liegenschaften
keine Anwendung finden. Es sind dies die nach

dem Gesetze über gemeinnützige Bauvereinigungcn
und über das Banrecht einem ermäßigten Gebühren¬
satz unterliegenden Übertragungen, ferner die Liegen-
schastscrwerbungen durch diejenigen Anstalten, welche
als Träger der verschiedenen Zweige der Sozial¬
versicherung auftreten.

Im §14 wurde eine Änderung vorgenommen,
die den Zweck verfolgt, die im Zuge befindlichen,
noch nicht abgeschlossenen Kapitalsvermehrungen von
Aktiengesellschaften der neuen, erhöhten Gebühr zu
unterwerfen.

Ferner wurden Änderungen vorgenommen im
§ 20 bezüglich der Gerichtsgebühren. Diese haben
in der alten Vorlage sich durch eine gewisse Un¬
übersichtlichkeit und dadurch ausgezeichnet, daß sie
nicht rationell abgestuft waren. Der Ausschuß hat
daher beschlossen, in diesem Belange sowohl für die
Urteilsgebühren wie für die Gebühren im Mahn¬
verfahren eine Skala auszustellen, welche leicht
faßlich ist ltnb im Gedächtnis behalten werden kann.
Ebenso wurde bei den sogenannten Tabnlargesuchen
eine andere Skala ausgestellt, welche nainentlich bei
den höheren Beträgen, bei Werten von über einer
Million Kronen eine namhafte Steigerung gegen¬
über der Vorlage ausweist. Ich bemerke insbesondere
hiezu, daß sich im Texte des Berichtes ein Druck¬
fehler eingeschlichen hat, indem uänckich in diesem
Punkte, im Absatz 4 des § 20, anstatt „vom ersten
Bogen IO K" gesetzt wurde: „vom ersten Bogen
10.000 K", was selbstverständlich nur eine Unrich¬
tigkeit sein kann. Ich stelle das hiemit richtig.

Endlich wurde im § 29, dem letzten Para¬
graphen des Gesetzes, die Frist für den Wirksamkeits¬
beginn der neuen Vorschrift einer Revision unter¬
zogen. Es ist im Gesetz in einigen Fällen das
Inkrafttreten an den Beginn eines Halbjahres ge¬
bunden. Wo dies im Gesetze mit 1. Juli 1920
festgesetzt war, wurde dies aus den 1. Jänner 1921
verlegt. Überdies wurde die vacatio legis aus
technischen Gründen über Wunsch des Finanzamtes
etwas verlängert, um die für die Durchführung
nötigen Vorbereitungen zu ermöglichen.

Der Finanz- imb Budgetausschuß stellt durch
mich den Antrag (liest):

„Die Nationalversammlung wolle dem
angeschlossenen Gesetzentwurf, betreffend die
Änderung einiger Vorschriften über Stempel-
und unmittelbare Gebühren sowie über den
Spielkartenstempel, in zweiter und dritter
Lesung beschließen."

Präsident: Wenn keine Einwendung er¬
hoben wird, werde ich die Spezial- und General¬
debatte unter Einem vornehmen lassen. (Nach einer
Pause:) Wünscht jemand das Wort? (Niemand
meldet sich) Es ist nicht der Fall. Ich kann also
sogleich abstimmen lassen,
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Ich werde jedoch aufmerksam gemacht, daß
sich auf Seite 16 der Vorlage ein Druckfehler be¬
findet, und zwar dort, wo die zweite Tabelle ist,
also nahezu ganz unten. Dort heißt es: „Bei einem
Werte des einzuverleibeuden oder vorzumerkenden
Rechtes über 1000 Li bis 10.000 K vom ersten
Bogen 10.000 K. Natürlich soll dort stehen: „Vom
ersten Bogen 10 K."

Ich bitte diejenigen Abgeordneten, die beit
meritorischen Bestimmungen des Gesetzes ihre Zu-

.ftimmung geben wollen, sich von ihren Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Ich bitte nun diejenigen Abgeordneten, die
für Titel und Eingang des Gesetzes sind, sich
von ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Ange¬
nommen.

Damit ist das Gesetz in zweiter Lesung
zum Beschlüsse erhoben.

Berichterstatter Dr. Buresch: Ich bean¬
trage die sofortige Vornahme der dritten
Lesung.

Präsident: Der Herr Berichterstatter be¬
antragt, die dritte Lesung sofort vorzunehmen.
Es ist dies ein formeller Antrag, der einer Zwei¬
drittelmehrheit bedarf. Ich bitte diejenigen Abge¬
ordneten, die diesein formellen Anträge zustimmen,
sich von ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht)

Das Haus hat im Sinne des Herrn Bericht¬
erstatters mit der erforderlichen Zweidrittel¬
mehrheit die sofortige Vornahme der dritten
Lesung beschlossen.

Ich bitte nunmehr diejenigen Abgeordneten,
die dein Gesetze auch in dritter Lesung ihre Zu¬
stimmung erteilen wollen, sich von ihren Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Das hohe Haus hat das
Gesetz, betreffend die Änderung einiger Vor¬
schriften über Stempel- und unmittelbare
Gebühren sowie,über den Spielkartenstempel
(gleichlautend mit 9i3 der Beilagen), auch in
dritter Lesung angenommen und damit end¬
gültig zum Beschlüsse erhoben.

Wir kommen zum nächsten Punkte unserer
Tagesordnung, das ist der Bericht des Aus¬
schusses für soziale Verwaltung über die
Vorlage der Staatsregierung (764 der Bei¬
lagen), betreffend die Errichtung, die Er¬
haltung und den Betrieb öffentlicher Heil-
und Pflegeanstalten (Krankenanstaltengesetz)
4916 der Beilagen).

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete
Muchitsch. Ich bitte ihn, die Verhandlungen ein¬
zuleiten.

Berichterstatter Muchitsch: Hohes Haus!
Die gesetzlichen Bestimmungen über die Errichtung

und den Betrieb von Krankenanstalten stammen
fast in ihrer Ganze aus der Mitte des vorigen
Jahrhunderts. Die wirtschaftliche und soziale Ent¬
wicklung der letzten Zeit erfordert nun gebieterisch
eine Abänderung und einen Neuaufbau der Gesetz¬
gebung auf diesem Gebiete.

Die meisten Krankenanstalten sind aus Stif-
tungen, also aus Wohltätigkeitsakten hervorgegangen.
Schon bei der Gründung wurde in den nleisten
Füllen das Gründungskapital aufgebraucht, so daß
sich diese Anstalten in einer sehr mißlichen Lage
befinden. Der Staat hat diesen Anstalten gegen¬
über eigentlich lediglich das Aufsichtsrecht ausgeübt,
eine weitere gesetzliche Einflußnahme hat nicht
bestanden. Von den Ländern und Gemeinden sind
ebenfalls Krankenanstalten errichtet worden. Eine
gesetzliche und einheitliche Regelung des Kranken¬
anstaltswesens hat jedoch bisher nicht bestanden.
Selbst das Reichssanitätsgesetz vom Jahre 1870
spricht nicht aus, wer verpflichtet ist, eine Kranken¬
anstalt zu errichten. Einheitliche Regeln und gesetz¬
liche Bestimmungen haben also auf diesem Gebiete
nicht bestanden. Schon vor dem Kriege war in
Österreich eine gewaltige Not an Spitälern. In
den großen Städten und Jndustrieorten war der
Mangel an Spitalsbetten eine immer wiederkehrende
betrübende Tatsache. Der Krieg hat diese Not
tausendfach verschärft und heute mangelt es mehr
als je an Spitälern, aber auch an speziellen Heil¬
anstalten für Tuberkulose und andere Volksseuchen.

Angesichts des vollständigen Zusammenbruches
der Volksgefundheit muß die Gesetzgebung ein-
greifen. Die Regierung legte daher den Entwurf
eines Gesetzes über die Errichtung, die Erhaltung
und den Betrieb öffentlicher Heil- und Pflege¬
anstalten vor. Das Gesetz will die Errichtung,
die Erhaltung und den Betrieb der Krankenanstalten
in vorbildlicher Weife regeln und spricht aus, daß
auch der Staat für die Heilbehandlung feiner
Bürger Beiträge zu leisten hat. Für diese gesetz¬
liche Aufgabe hat ein Vorbild in anderen Ländern
nicht bestanden, es mußte daher das Gesetz ohne
irgendwelche Grundlagen in anderen Ländern voll¬
ständig neu aufgebaut werden. Schon die Vor¬
arbeiten für dieses Gesetz haben ungeheuer viel
Mühe und Zeit erfordert, denn es war notwendig,
die widersprechendsten Interessen auszugleichen, es
war notwendig, Vereinbarungen mit den Gemeinden
und mit den Ländern und allen jenen Faktoren zu
treffen, die daran beteiligt mtb interessiert sind.
Das Gesetz, welches von der Staatsregierung vor¬
gelegt wurde, stellt daher die Zusammenfassung und
den Arrsgleich der sorgfältigsten Erwägungen dar.

Die Beratung im Ausschuß für soziale Ver¬
waltung ist nun ebenso sorgfältig durchgeführt
worden wie die Vorarbeiten für das Gesetz selbst.
Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat zur
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Beratung des Gesetzes einen Unterausschuß eingesetzt,
der in fünf Sitzungen sich mit der Durcharbeit des
ganzen Gesetzes befaßte. Der Ausschuß für soziale
Verwaltung selbst mußte sich mit dem Gesetz in
drei Sitzungen befassen. Es kann daher wohl von
einer subtilen und sorgfältigen Arbeit des Aus¬
schusses über diese Gesetzesvorlage berichtet werden.

Im ersten Abschnitt dieses Gesetzes wird der
Begriff und werden die Arten der öffentlichen Heil-
uud Pflegeanstalten festgesetzt. Bisher hatten das
Öffentlichkeitsrecht nur allgemeine Krankenanstalten.
Nach dem Gesetzentwurf sollen das Öffcntlichkeits-
recht auch Lungenheilanstalten, Kinderspitäler und
Genesungsheime erhalten; also eine wesentliche Aus¬
dehnung des Begriffes der öffentlichen Heil- und
Pflegeanstalten. Auf die Heil- und Pflegeanstalten
ohne Öffentlichkeitsrecht bezieht sich der vorliegende
Gesetzentwurf nicht. Ausdrücklich ausgenommen sind
davon auch Blinden- und Taubstummenanstalten,
Findelanstalten, Versorgungsanstalten und Siechen-
häuser.

Im zweiten Abschnitt des Gesetzes wird nun
festgestellt, unter welchen Bedingungen eine Heil¬
anstalt das Össentlichkeitsrecht erlangen kann. Die
markantesten Bedingungen sind, daß Anstalten nach
dem Gesetze das Öffentlichkeitsrecht erhalten können,
wenn sie gemeinnützig betrieben werden, wenn sie
von Staat, Land \ oder einer Gemeinde betrieben
werden, wenn jeder Aufnahmsbedürftige nach
Zulässigkeit der Anstaltseinrichtungen in die Anstalt
Aufnahnie findet, wenn für die ärztliche Behandlung
und für die Verköstigung in der Krankenanstalt
ausschließlich der Gesundheitszustand des Pfleglings
maßgebend ist, wenn also für alle Gebührenklassen,
gleichgültig, ob erste, zweite oder dritte, Einheitskost
festgesetzt ist und in der Verköstigung nur insofern
Unterschiede bestehen, als sie der Gesundheitszustand
der Pfleglinge erfordert. Weiters ist eine Bedingung
für die Verleihung des Öffentlichkeitsrechtes, daß in
der gleichen Verpflegsklasse für alle Pfleglinge die
gleiche Verpflegsgebühr bestehen muß, und daß nicht
gestattet wird, daß Trinkgelder und Zuwendungen
an die Bediensteten der Anstalt gegeben werden.
Eine weitere Bedingung ist die, daß die Zahl der
Pfleglinge in der ersten und zweiten Klasse nicht
größer sein darf als ein Fünftel der allgemeinen
Gebührenklasse. Das sind die Bedingungen, die für
die Verleihung des Öffentlichkeitsrechtes in Frage
kommen.

Im dritten Abschnitt des Gesetzes werden für
die künftige Errichtung und Erweiterung neuer
Anstalten entsprechende Bestimmungen getroffen.
Die Errichtung einer öffentlichen Heil- und Pflege-
anstalt bedarf der Genehmigung der Landes¬
regierung, die die Ermächtigung des Staatsamtes
für soziale Verwaltung eiuzuholen hat. Öffentliche
Heil- und Pflegeanstnlten sollen nach deni Gesetz¬

entwurf nach dem örtlichen Bedarf errichtet werden.
Das Gebiet, für das sie zu wirken bestimmt sind,
soll als Beitragsbezirk konstituiert werden und die
Errichtung einer öffentlichen Heil- und Pflege¬
anstalt hat zu erfolgen, wenn die vorhandenen
Heil- und Pflegeanstalten in dem betreffenden
Gebiet nicht ausreichen. Über die Notwendigkeit der
Errichtung entscheidet die Landesregierung im Ein¬
vernehmen mit dem Landesrat. Vor dieser Ent¬
scheidung ist jedoch allen Interessenten Gelegenheit
zur Äußerung zu geben, insbesondere dem Gebiete,
für das die Heilanstalt bestimmt ist, weil ja dieses
Gebiet zur Beitragsleistung für die Anstalt ver¬
pflichtet ist.

Der vierte Abschnitt des Gesetzes enthält die
Bestimmungen über die zweckentsprechende Ein¬
richtung des wirtschaftlichen Spitalsbetriebes. Es
können die Beitragsbezirke des Landes in einen
oder mehrere Krankenanstaltensprengel zusammen¬
gefaßt werden. Für jeden Krankcnanstaltensprengel
wird ein Krankenanstaltenausschuß eingesetzt, der aus
Vertretern des Staates, des Landes, der Beitrags¬
bezirke, des Landessanitätsrates, den Vertretern der
gesetzlichen Krankenversicherung, ferner der Leiter,
Ärzte und Beamten der Krankenanstalten besteht.
Dieser Krankenanstaltenausschuß hat nach dem vor¬
liegenden Gesetze die Befugnis, in Angelegenheit
der wirtschaftlichen Gebarung Gutachten abzugeben
und Anträge zu stellen. Dadurch ist allen Inter¬
essenten der Einfluß auf eine rationelle Betriebs¬
führung und Wirtschaftsführung in den Kranken¬
häusern gesichert. Diese Maßnahme ist notwendig
und wird sich insbesondere als heilsam erweisen
mit Rücksicht aus die Abbanmaßnahmen, die in
verschiedenen öffentlichen Heil- und Pflegcanstalten
in der nächsten Zeit vorznnehmen sein werden.

Die Verwaltung wird nach dem Gesetz¬
entwürfe durch Satzungen, Dienstanweisungen und
Hausordnungen geregelt, die der Genehmigung des
Staatsamtes für soziale Verwaltung und der
Landesregierung unterliegen. Die Verwaltung von
öffentlichen Heil- und Pflegeanstalten, die vom
Staat, Land oder einer Gebietskörperschaft ver¬
waltet werden, regelt die zuständige Behörde. Für
die anderen Heilanstalten wird ein Aufsichtsaus¬
schuß eingerichtet, dem wieder alle Interessenten wie
im Krankenanstaltenansschuß angehören. Grund¬
sätzlich wird in dem Gesetze ausgesprochen, daß
jede Heilanstalt unter der verantwortlichen Leitung
eines Arztes stehen muß. In Anstalten mit mehr
als 100 Beiten ist nach dem Gesetze unbedingt
ein Verwalter zu bestellen, während kleinere Anstalten
nur im Bedarfsfall einen Verwalter bestellen können.

Das Gesetz trifft in diesem Abschnitte Vor¬
sorge für eine geordnete, dem öffentlichen Interesse
entsprechende Verwaltung. Die Vorschriften über
den Betrieb sind eigentlich nichts anderes als die
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gesetzliche Festlegung bestehender Usancen. Wichtig
ist jedoch, daß in jeder öffentlichen Heilanstalt eine
allgemeine Verpflegsklasfe bestehen muß. Verpflegs-
klaffen mit höheren Verpflegsgebühren sind nach
diesen Verwaltungsvorschriften nur zulässig, wenn
der Bedarf an Betten für die allgemeine Ver-
pflegsklasse gedeckt erscheint. Eine weitere Vorschrift
ist die, daß die Verpflegung in diesen Anstalten nur
solange gewährt wird, als es der Gesundheits¬
zustand des Pfleglings erfordert.

Es werden weiter Bestimmungen über die
Einrichtung von Ambulatorien für unbemittelte ge¬
troffen und es wird schließlich in dem Gesetze auch
festgelegt, daß in den Ambulatorien der öffentlichen
Heil- und Pflegeanstalten jedermann die erste ärzt¬
liche Hilfeleistung gewährt werden muß.

In einem separaten Paragraph dieses Ab¬
schnittes wird den Pfleglingen einer Heilanstalt auch
das Beschwerderecht gesetzlich gewährleistet. Die
Krankenanstaltsverwaltung hat die Beschwerden der
Pfleglinge ohne Verzug zu prüfen und, wenn
Abhilfe notwendig erscheint, diese sofort durch-
zusühren.

Der VII. Abschnitt des Gesetzes regelt die
Verwendung öffentlicher Heil- und Pflegeanstalten
für Unterrichtszwecke. Es wird ausgesprochen, daß
alle jene Auslagen, die aus dem Betriebe, aus der
Errichtung und Erweiterung öffentlicher Heil- und
Pflegeanstaltcn für Zwecke der Unterrichtsverwaltung
erfolgen, von der Unterrichtsverwaltung zu er¬
setzen sind.

Wichtig sind die Bestimmungen des VIII. Ab¬
schnittes, der von den Einnahmen und Verpflegs¬
gebühren handelt. Für die Verpflegsgebühren ist in
Zukunft der gesamte Aufwand zu berechnen. Unter¬
kunft, ärztliche Hilfe, Beistellung von Heilmitteln,
Pflege usw. ist als Gesamtaufwand zu berechnen
und darnach werden die Verpflegsgebühren be¬
stimmt. Die Verpflegsgebühren werden in Zu¬
kunft nach einem Voranschläge festgesetzt, nicht
wie bisher auf Grund eines Rechnungsabschlusses.
Diese Bestimmung erscheint insbesondere notwendig,
weil die Preisschwankungen bei den Lebensmitteln
und allen anderen sachlichen Bedarfsartikeln so be¬
deutende sind, daß sie berücksichtigt werden müssen.
Es sind ja in der letzten Zeit die Verpflegsgebühren
von den Verwaltungen der Heil- und Pflege¬
anstalten fortwährend erhöht worden und es wird
in Zukunft leichter möglich sein, die Verpflegsgebühr
so zu bemessen, wie das im Interesse der Anstalt
notwendig ist. Die Verpflegsgebühren sind von der
Landesregierung im Einvernehmen mit dem Landes¬
rate in der Regel einmal jährlich im vorhinein
festzusetzen.

Eine wichtige Neuerung ist, daß für Opera¬
tionen und für besondere Verrichtungen besondere
Gebühren eingehoben werden können; natürlich nur

in den höheren Verpflegsklassen. In der allgemeinen
Verpflegsklasfe können besondere Gebühren für
Operationen und andere Verrichtungen nicht einge¬
hoben werden. Es war dies ein alter Wunsch der
Ärzte, dem im Gesetze Rechnung getragen erscheint.
Für alle Heilanstalten gleicher Art, die von einer
gemeinsamen Stelle verwaltet werden, wird die
Verpflegsgebühr in gleicher Höhe festzusetzen sein.

Die wirtschaftlichen Interessen der Anstalt
sind durch die Bestimmungen des VIII. Abschnittes
nach Möglichkeit gewahrt. Das Gesetz hat den Ver¬
such unternommen, den öffentlichen Heil- und
Pflegeanstalten gesetzlich jene Einnahmen zu sichern,
die zu ihrem Betriebe notwendig sind.

Eine grundlegende Änderung tritt bei der
Neuerrichtung oder Erweiterung von Heil- und
Pflegeanstaltten ein. Es ist vorgesehen, daß die
Beitragsbezirke, das Land und der Staat für die
Neuerrichtung, Erweiterung oder Umgestaltung
öffentlicher Heil- und Pflegeanstalten Beiträge
leisten, und zwar ist die Teilung nach dem
Gesetze so vorgesehen, daß der Beitrags¬
bezirk zwei Achtel, das Land drei Achtel und der
Staat drei Achtel der Kosten für die Errichtung,
Umgestaltung oder Erweiterung zu tragen hat. Wenn
also in Zukunft Krankenanstalten neuerrichtet werden,
so besteht die Möglichkeit, daß sie — im Gegensatz
zur Vergangenheit — ihre Tätigkeit ohne Schulden
beginnen können, zumindest wird in Zukunft die
Gebarung einer neuerrichteten Heil- und Pflege¬
anstalt nicht von vornherein mit besonderen Schulden
beginnen. Reichen die Einnahmen des Betriebes
nicht aus, das heißt reichen die Einnahmen für den
Betrieb überhaupt nicht aus, so ist im Gesetze vor¬
gesehen, daß der Abgang wieder zu zwei Achtel
vom Beitragsbezirk, drei Achtel vom Lande und
drei Achtel vom Staate zu decken ist. Dannt wird
der unerträglichen Not der Anstalten, die derzeit
besteht, abgeholfen; es ist zumindest die Möglichkeit
gegeben, daß in der nächsten Zeit eine Besserung
der finanziellen Verhältnisse in den Krankenanstalten
eintrifft. Die Landesgesetzgebung kann für die
Beitragsbezirke Vorsorge für die Aufbringung der
Mittel und deren Verwendung treffen.

Die weiteren Bestimmungen des Gesetzes
handeln nun vom Aufsichtsrecht des Staates und
der Länder und es ist ausdrücklich vorgesehen, daß
in Hinkunft in jedem Lande Krankenanstalteninspektoren
bestellt werden; weiter von der Aberkennung des
Öffentlichkeitsrechtes, von der Auflassung der Spitäler
und schließlich finden Sie die notwendigen Schluß¬
bestimmungen.

Hohes Haus! Das ist im wesentlichen der
Inhalt des Gesetzes. Ich möchte mir noch erlauben,
zu berichten, welche Änderungen der Ausschuß bei
der Beratung des Gesetzes vorgenomnien hat.
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Im tz 3, Absatz ll, des Gesetzes ist eine
Änderung insofern vorgenommen worden, als die
Sonderheilanstalten, die mit Öffentlichkeitsrecht aus¬
gestattet werden sollen, nicht taxativ aufgezählt
werden, sondern es ist durch die Einfügung des
Wortes „insbesondere" die Möglichkeit gegeben,
auch weiteren, noch zur Errichtung gelangenden
Sonderheilanstalten das Öffentlichkeitsrecht zu ver¬
leihen.

Im Absatz d des § 3 ist die Abänderung
vorgenommen worden, daß Pflegeanstalten für
Schwerkranke, die an langwierigen unheilbaren
Krankheiten leiden und ständiger ärztlicher Behand¬
lung sowie besonderer Pflege bedürfen, mit Aus¬
nahme jener Anstalten, die zur Erfüllung armen¬
gesetzlicher Verpflichtungen bestimmt find, ferner mit
Ausnahme der Irrenanstalten das Öffentlichkeitsrecht
erlangen können. Es ist hier also ausdrücklich fest¬
gesetzt worden, daß Pflegeaustalten, die armengesetz¬
liche Verpflichtungen haben, nicht das Öffentlichkeits¬
recht erteilt werden kann.

Im § 4, Absatz e, wurde die Einschaltung
vorgenommen, daß die Entlassung des Pfleglings
aus der Anstalt nach dem Ermessen des Anstalts¬
arztes erfolgt. Dem Ausschuß hat es wichtig er¬
schienen, diese Einfügung vorzunehmen, damit nicht
die Entlassung durch die Anstaltsleituug allein,
sondern nach dem Ermessen des Arztes nach vorher-
gegangeuer Untersuchung erfolgen kann.

Weitere Abänderungen finden die Mitglieder
des hohen Hauses im § 4 darin, daß statt des
Ausdruckes „Verpflegsklaffe" der Ausdruck „Gebühren¬
klaffe" gewählt wurde.

Im dritten Abschnitt, § 8, Absatz 2, welcher
lautet: „Die Errichtung bedarf der Genehmigung
der Landesregierung; die Genehmigung darf nur
mit Ermächtigung des Staatsamtes für soziale
Verwaltung erteilt werden. Die Landesregierung hat
vorher das Gutachten des Landessanitätsrates einzu¬
holen", ist die Bestimmung eingesügt, daß in Uni¬
versitätsstädten überdies eine Äußerung der medi¬
zinischen Fakultät einzuholen ist. Diese Einschaltung
ist auf Wunsch der medizinischen Fakultät von Graz
erfolgt.

In § 16 wurde der Krankenanstalteuausschuß
noch durch einen Vertreter der zuständigen Ärzte¬
kammer ergänzt.

Eine weitere Abänderung, beziehungsweise
Einfügung ist im §17 vorgenommen worden, dahin¬
gehend, daß bei Anstalten, die zugleich dem Unter¬
richt an medizinischen Fakultäten dienen, die ein¬
vernehmlich mit dem Staatsamt für Inneres und
Unterricht erteilte Genehmigung des Staatsamtes
für soziale Verwaltung erforderlich ist. Auch diese

Einfügung ist aus Wunsch der medizinischen Fakultät
von Graz erfolgt.

Eine wichtige Abänderung, ist im § 19 vor¬
genommen worden. Der § 19 der Regierungs¬
vorlage hat bestimmt, daß jede öffentliche Heil¬
oder Pflegeanstalt unter der verantwortlichen Leitung
eines Arztes stehen nmß, der nicht nur in ärztlicher,
sondern auch in administrativer und wirtschaftlicher
Hinsicht für diese Aufgabe geeignet ist. Der Ausschuß
für soziale Verwaltung hat das Erfordernis der
adnunistrativen und wirtschaftlichen Befähigung zur
Leitung der Anstalt gestrichen, mit Rücksicht darauf,
daß in erster Linie für die Leitung der Anstalt
der Arzt verantwortlich ist und daß man unter
Umständen einem guten Anstaltsleiter nicht auch die
Befähigung zur administrativen und wirtschaftlichen
Leitung zusprechen kann. Aus diesem Grunde hat
der Ausschuß diese Bestimmung der Regierungs¬
vorlage gestrichen.

Im Absatz 3 des ß 19 wurde die Bestim-
unmg eingefügt, daß auch die Stellen der Vor¬
stände von chemischen Laboratorien öffentlich auszn-
schreiben sind.

Im 8 21 wurde vom Ausschuß ein dritter
Absatz eingefügt, welcher besagt, daß den Ärzten
und Verwaltungsbeamten, die in öffentlichen Heil¬
and Pflegeaustalten bleibend angestellt und nicht
nur im Nebenberuf beschäftigt sind — insoweit sie
nicht Beainte des Staates oder einer autonomen
Körperschaft sind —, die Eigenschaft öffentlicher
Fondsbeamten zukommt.

Der Allsschuß hat damit einem Wunsche der
Beamtenschaft, die an den Heil- und Pslegeanstalten
beschäftigt sind, Rechnung getragen, der schon vor
langer Zeit geäußert wurde.

Im 8 24 handelte es sich um die allge-
meinen Verpflegsklaffen. Dieser Paragraph wurde
vom Ausschüsse dahin abgeündert, daß in jeder
öffentlichen Heil- oder Pflegeanstalt eine allgemeine
Gebührenklasse bestehen muß. Diese ist nur für
Unbemittelte bestimmt; Bemittelte dürfen in der
allgemeinen Gebührenklaffe nur im Fall und für
die Dauer der Unabweisbarkeit gepflegt werden.
Damit soll vermieden werden, daß Bemittelte unter
Umständen die dritte Gebührenklaffe einer öffent¬
lichen Heilanstalt allfsuchen lind so dem Staate
trotz ihrer Mittel zur Last fallen. Bei der Ein¬
richtung höherer Gebührenklaffen ist nach dem
Absatz 3 des 8 24 nach den Anträgen des Aus¬
schusses vor Erteilung der Bewilligung das Gut¬
achten der zuständigen Ärztekammer einzuholen.
Diese Abänderung wurde von den Ärztekammern
kategorisch begehrt, weil die Ärzte befürchten, daß
durch die Einrichtung höherer Gebührenklaffen an
öffentlichen Heil- und Pflegeanstalten ihre Praxis
beeinträchtigt werde.
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Im ß 25 des Gesetzes ist im 3. -Absatz,
dritte Zeile, eine Abänderung vorgenommen worden,
so daß er jetzt lautet (liest):

„Operative Eingriffe dürfen an einem Pflegling
nur mit dessen Zustimmung, wenn aber der Pflegling
das 18. Lebensjahr noch nicht Zurückgelegt hat
oder mangels geistiger Reife oder Gesundheit die
Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit des Eingriffes
nicht zu beurteilen vermag, nur mit Zustimmung
seines gesetzlichen Vertreters vorgenommen werden.
Ist der Eingriff so dringend notwendig, daß der
mit der Einholung der Zustimmung des Pfleglings
oder seines gesetzlichen Vertreters oder mit der
Bestellung eines gesetzlichen Vertreters verbundene
Aufschub das Leben des Pfleglings gefährden
würde oder mit der Gefahr einer schweren Schädi¬
gung seiner Gesundheit verbunden wäre, so ist der
Eingriff vorzunehmen."

Durch diese Abänderung wollte der Ausschuß
den Pflegling schützen.

Im 8 26 ist für die Führung der Kranken¬
geschichten eine entsprechende Abänderung getroffen.
Nach der Regierungsvorlage waren nur die Be¬
dürfnisse der Sozialversicherung und der Kriegs¬
beschädigtenfürsorge zu berücksichtigen. Der Ausschuß
hat sich jedoch auf den Standpunkt gestellt, daß
auch die Bedürfnisse der Rechtspflege und an
Universitätskliniken auch jene des Unterrichtes und
der Forschung zu berücksichtigen seien und hat daher
die entsprechenden Anträge gestellt.

Im ß 27, der von der Entlassung der
Pfleglinge handelt, hat der Ausschuß ebenfalls eine
Änderung vorgenonnnen. Die Regierungsvorlage
hat ausgesprochen, daß die Entlassung der Pfleg¬
linge durch die Anstaltsleitung nach Maßgabe des
Gesundheitszustandes und unter Berücksichtigung der
persönlichen Verhältnisse des Pfleglings erfolgen soll.
Der Ausschuß hat sich jedoch auf den Standpunkt
gestellt, daß die Entlassung der Pfleglinge auf
Grund des Ergebnisses der Untersuchung des
Anstaltsarztes durch die Anstaltsleitung usw. er¬
folgen soll.

Im 8 28 wurde durch die Regierungs¬
vorlage vorgesehen, daß Pfleglinge, die längere Zeit
hindurch in einer Anstalt verpflegt werden, ^ vom
Landessanitätsreferenten untersucht werden sollen,
ob ihr weiteres Verbleiben in der Heilanstalt
absolut notwendig erscheint. Der Ausschuß hat sich
nun aus den Standpunkt gestellt, daß diese Be¬
stimmung unmöglich sei, und hat sie dahin abgeän¬
dert, daß aus Ansuchen des Zahlungspflichtigen
Landesrates die Landesregierung eine eigene ärzt¬
liche Untersuchung des Pfleglings unter Beiziehung
des Amtsarztes der zuständigen politischen Bezirks¬
behörde pder des Landcssanitätsrefereuten zu ver¬
anlassen hat.

Jur 8 29 ist wieder dem. Wunsche der Ärzte¬
kammern Rechnung getragen worden, wonach bei
der Errichtung von Ambulatorien in öffentlichen
Heil- und Pflegeanstalten vor Erteilung der Be¬
willigung das Gutachten der zuständigen Ärztekammer
einzuholen sei. Desgleichen wurde ein ähnlicher
Wunsch auch bei Erlassung der Vollzugsanweisung
über die Errichtung und die nähere Regelung des
Betriebes solcher Ambulatorien genehmigt.

Wichtig ist auch die Änderung, die vom
Ausschüsse int 8 3t vorgenommen wurde. Es ist
bekannt, daß im Publikuni ein gewisser Abscheu vor
der Obduktion der Leichen der in den Krankenhäusern
Verstorbenen besteht. Um wenigstens zum Teile
diesen Bedenken Rechnung zu tragen, hat der
Ausschuß im § 31 zwei wichtige Änderungen vor¬
genommen, die folgende sind (liest):

„Von der Obduktion darf nicht abgesehen
werden, wenn sie sanitätspolizeilich oder gerichtlich
angeordnet wurde oder zur Wahrung anderer
öffentlicher oder wissenschaftlicher Interessen (ins¬
besondere wegen diagnostischer Unklarheit des Falles
oder wegen eines vorgenommenen operativen Ein¬
griffes) erforderlich ist.

Liegt keiner der in Absatz 2 erwähnten
Fälle vor und wurde weiters entweder vom Ver¬
storbenen der ausdrückliche Wunsch, daß von der
Obduktion abgesehen wird, geäußert oder dieses
Ersuchen von seinen Angehörigen gestellt, so hat
die Obduktion zu unterbleiben."

Mit diesen Bestimmungen glaubte der Aus¬
schuß den Wünschen, die in der Bevölkerung wirken,
entgegenzukommen.

Im 8 36 ist die Abänderung vorgenommen
worden, daß die therapeutischen Behelfe, die von
den Anstalten vorschußweise beschafft werden, den¬
jenigen Stellen zum Selbstkostenpreis zu ver¬
rechnen sind, die für ihre Bezahlung aufzu-
kommen haben.

Eine weitere Abänderung betrifft den 8 37,
der von der Frequenz der Ambulatorien handelt,
und hier hat der Ausschuß bestimmt, daß bei der
ambulatorischen Behandlung in öffentlichen Heil-
und Pflegeanstalten zur Deckung der Kosten Bei¬
träge eingehoben werden können, doch darf, wenn
Gefahr im Verzüge ist, die Vornahme derartiger
Verrichtungen in keinem Falle verweigert werden.
Nähere Vorschriften bleiben der Vollzugsanweisung
Vorbehalten.

Jur 8 39 ist bei der Festsetzung der Ver-
pflegsgebühren für die höheren Verpflegsklassen
vom Ausschuß auch noch die Abänderung vor¬
genommen worden, daß bei der Festsetzung der
besonderen Gebühren auch der Personal- und
Sachaufwand zu berücksichtigen ist, den - sie ver¬
ursachen.
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Die Änderung im § 41 betrifft wieder
einen Wunsch der Ärztekammer, dem Rechnung
getragen wurde.

Wichtig ist die Abänderung der Regierungs¬
vorlage, beziehungsweise die Einfügung des Ab¬
satzes 2 im § 42, der von den Verpflegsgebühren
handelt, die von den Krankenkassen zu tragen sind.
Hier hat der Ausschuß folgende Fassung bestimmt
(liest):

„Die nach dem Krankenversicherungsgesetz
eingerichteten Krankenkassen zahlen für ihre Mit¬
glieder in der allgemeinen Gebührenklasse die Ver¬
pflegsgebühren nur bis zum Höchstausmaß von
90 Prozent des im Krankenversicherungsgesetz fest¬
gesetzten durchschnittlichen täglichen Arbeitsverdienstes
der höchsten Lohnklasse."

Rach dem von der Nationalversammlung in
der jüngsten Zeit verabschiedeten Gesetze wird die
höchste Lohnklasse 50 K betragen. Es werden also
die Krankenkassen verplichtet, im Höchstausmaße eine
Verpflegsgebühr von 45 K zu bezahlen, gleichgültig
welcher Versicherungsklasse das Krankenkassenmitglied
angehört. Es ist dies eine ganz bedeutende Belastung
für die Krankenkassen, wenn erwogen wird, daß fast
in 50 Prozent der Versicherungsklassen der Kranken¬
kassen das Krankengeld weit unter dieses Ausmaß
sinkt. Es werden daher die Krankenkassen durch dieses
Gesetz ganz enorm belastet und sie haben Verpflegs¬
gebühren zu bezahlen, wie sie es sich wohl nie vor-
gestellt haben. Ich möchte darauf verweisen, daß in
den meisten Krankenanstalten derzeit wesentlich
niedrigere Verpflegsgebühren bestehen. In Innsbruck
und in Klagensurt sind jetzt die höchsten Verpflegs¬
gebühren zu verzeichnen, zum Großteil aber sind
heute Verpflegsgebühren von 18, 20, 24 und 30 Li.
Durch diese Fassung des Gesetzes werden jedoch die
Krankenkassen verpflichtet, unter Umständen eine
Verpflegsgebühr von 45 Li zu bezahlen. Freilich
dürfte auch diese Verpflegsgebühr bei einzelnen
Krankenanstalten nicht ausreichen und da wird nun
durch die weitere Abänderung des § 49 vorgesorgt,
in welchem es Heißt, daß in den Betriebsabgang,
der gemäß § 49, Absatz 1, des Gesetzes durch
Staat, Land und Gemeinden zu decken ist, auch
jene Differenz dazu gerechnet werden muß, die
eventuell durch die niedrigeren Verpflegskosten der
Krankenkassen entstehen. Es wird jedenfalls außerhalb
von Wien keine Krankenanstalt in die Lage kommen,
höhere Vergflegsgebühren als 45 X täglich fest-
zusetzen.

Die weiteren Abänderungen, die vom Aus¬
schuß vorgenommen worden sind, sind nicht allge¬
mein wichtiger Natur. Ich muß jedoch darauf ver¬
weisen, daß bisher für zahlungsunfähige Ausländer
das Land zu zahlen hatte, in dem sich die Kranken¬
anstalt befunden hat. In Zukunft wird für zahlungs¬
unfähige Ausländer nach der durch den Ausschuß

vorgenommenen Abänderung nicht mehr das Land,
sondern der Staat die Verpflegsgebühren zu be¬
zahlen haben.

Eine weitere Abänderung betrifft den § 50,
und zwar in dem Sinne, daß es in der Regie¬
rungsvorlage hieß (liest):

„Bei kleineren Anstalten, die auf Rech¬
nung leistungsschwacher Stellen betrieben
werden, kann, wenn diese Stelle, der Bei¬
tragsbezirk oder der Krankenanstaltensprengel
mindestens die Hälfte des Erfordernisses
für diesen Schulöendienst ohne Belastung
der Anstalt decken, mit Bewilligung des
Staatsamtes für soziale Verwaltung ein
Teil des restlichen Erfordernisses in den
Gebarungsabgang (§ 49) einbezogen
werden."

Der Ausschuß hat das dahin abgeändert, daß
nicht „ein Teil", sondern „das restliche Erforder¬
nis" in den Gebarungsabgang mit Genehmigung
des Staatsamtes für soziale Verwaltung einbezogen
werden kann.

Alle weiteren Abänderungen und auch die in
den Schlußbestimmungen vorgenommenen Abände¬
rungen sind nicht wesentlicher Natur.

Der Ausschuß hat noch zwei Resolutionen
angenonunen, welche lauten (liest):

„1. Die Regierung wird aufgefordert,
Ärzten und Pflegepersonal sowie sonstigen
Angestellten eine den jeweiligen Teuerungs¬
verhältnissen entsprechende Existenz zu sichern
und auch alle staatlichen Fürsorgemaß¬
nahmen denselben zuzuwenden."

„2. Die Regierung wird aufgefordert,
ehestens den medizinischen Fakultäten Öster¬
reichs jene Mittel zur Verfügung zu stellen,
welche zum Heile der erkrankten Menschheit
eine wirksame Förderung der Einrichtungen
des klinischen Unterrichtes und Kranken¬
anstaltenbetriebes im modernen Sinne
dauernd verbürgt."

Hohes Haus! Der Ausschuß für soziale Ver¬
waltung hat sich mit der Durcharbeitung und der
Abänderung des Gesetzes seiner Verpflichtungen
entledigt. Es ist die Gewähr geboten, daß durch
das Inkrafttreten des Gesetzes eine wesentliche
Verbesserung der Situation der Krankenanstalten
cintritt. Bedenken wir, wie notwendig die Aus¬
gestaltung, die Umgestaltung bestehender Heil- und
Pflegeanstalten ist, bedenken wir, wie durch den
Krieg die Volksgesundheit vollständig zerstört ist, so
wird ohne Zweifel das vorliegende Gesetz vom
Hause mit den vom Ausschüsse beantragten Ab¬
änderungen seine Annahme finden. Es ist not¬
wendig, daß das Gesetz, welches so viele Vorarbeit,
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so viele sorgfältige Beratung erfordert hat,
raschestens vom Hause verabschiedet wird, weil ein
großer Teil unserer Krankenanstalten vor dem
Zusammenbruch steht. Durch die Verabschiedung
dieses-Gesetzes wird den Krankenanstalten schon in
der nächsten Zeit wirksame Hilfe geboten werden
und damit auch allenI jenen, die sich in die
Krankenhäuser begeben, um Heilung zu suchen. Ich
bitte im NamenAdes Ausschusses, dem vorliegenden
Gesetzentwurf und auch den Resolutionen die Zu¬
stimmung zu erteilen. (Beifall und Händehdatschen.)

Präsident Dinghofer (welcher während
vorstehender Rede den Vorsitz übernommen hat):
Als Negierungsvertreter erlaube ich mir dem
Hause außer denn Herrn Unterstaatssekretär Dr.
Tandler, Herrn Ministerialrat Dr. Tauber vom
Staatsamte für Volksgesundheit vorzustelleu.

Mit Zustimmung des hohen Hauses werde
ich die General- und Spezialdebatte unter
Einern durchführen.

Zum Worte sind gemeldet die Herren Abge¬
ordneten Dr. Urs in unds Fischer.

Ich erteile das Wort dem Herrn Abge¬
ordneten Dr. Urs in.

Abgeordneter Dr. Ursin: Hohes Haus! Ich
will die Geduld des hohen Hauses nicht lange in
Anspruch nehmen, ich will nur wegen bestimmter
Paragraphe das Wort ergreifen unb auch sonst
einige wichtige Fragen zur Sprache bringen, aller¬
dings in abgekürzter Form.

Es sind große Kreise der Bevölkerung, welche
an diesem nun geschaffenen Gesetze ein Interesse
haben, was schon des näheren der Herr Bericht¬
erstatter kennzeichnete. Es sind nicht nur die Ärzte,
ein Stand, dem anzugehören ich die Ehre habe,
sondern es ist die breite Öffentlichkeit, welche ein
Interesse daran hat, daß ein Gesetz geschaffen werde,
durch welches Zustände, die bisher in einer gewissen
Unordnung waren, geregelt erscheinen. Ich bin mir
klar, daß nicht auf einen Ruck all die Mißstände,
die derzeit noch herrschen, mit diesem Gesetze bei¬
seite geschafft sind.

Ich glaube, daß Österreich an der Spitze der
Reform der Spitalsgesetzgebung stehen will, und daß
das vorliegende Gesetz, wie es nun frisiert vor der
Nationalversammlung liegt, ganz bestinunt nicht ver¬
fehlen wird, im Auslande Eindruck hcrvorzurnsen.
Als das Gesetz dem Ausschüsse ursprünglich vor¬
gelegt wurde, war es ganz ailders stilisiert. Ich
freue mich, hier feststellen zn können, daß besonders
den Wünschen der Ärzteschaft in mancher Beziehung
Folge gegeben wurde, aber nicht nur das, daß auch
Forderungen der medizinischen Fakultäten Berück¬
sichtigung gefunden haben.

Ich habe früher angeführt, daß einige Para¬
graphe in dem Gesetze enthalten sind, denen ich
meine Aufmerksamkeit zuwenden möchte, und will
da gleich auf den § 21 zu sprechen kommen. Dieser
8 21 handelt davon, daß in öffentlichen Heil-
und Pslegeaustalten nur Personen angestellt werden
können, welche die österreichische Staatsangehörigkeit
besitzen. Ich glaube, daß diese Stilisierung nicht
genügend ist, auch wenn man den Nachsatz be¬
trachtet. Der Nachsatz lautet: „Die Anstellung von
Ausländern bedarf in jedem einzelnen Falle der
Genehmigung durch das Staatsamt für soziale Ver¬
waltung". Ich finde, daß durch diesen Paragraphen
keineswegs das Recht der bodenständigen Bevölkerung
gewahrt erscheint.

. Ich habe mir erlaubt, schon im Ausschuß
einen Antrag einzubringen, der sinngemäß gelautet
hätte, daß die bloße Staatsangehörigkeit nicht
genügend ist, daß es in diesein Paragraphen aus¬
drücklich heißen soll, daß nur diejenigen Personen
in öffentlichen Heil- und Pflegeanstalten eine An¬
stellung bekommen können, welche auch zugleich das
Heimatsrecht in einer Gemeinde der Republik Öster¬
reich besitzen. Es ist dies deswegen klar und deut¬
lich auszusprechen, weil bei unseren jetzigen Zu¬
ständen es gar nicht ausgeschlossen erscheint, daß
fremde Elemente, welche nicht nur uns Deutschariern,
sondern der breiten Öffentlichkeit unangenehm sind,
hier noch zu>n Schaden der einheimischen Bevölkerung
mehr mn sich greisen könnten, als dies bisher der Fall
gewesen ist. Deshalb glaube ich, daß es am Platz
ist, eine ganz klare Bestimmung in das Gesetz auf¬
zunehmen. Ich möchte mir erlauben, den Antrag zu
stellen, daß im §21, und zwar in der dritten
Zeile im Absatz 1 nach dem Worte „Staatsange¬
hörigkeit" eingefügt wird: „und das Heimatsrecht
in einer Gemeinde der Republik Österreich". Ich
gestatte mir, diesen Antrag hiemit dem Herrn
Präsidenten zu überreichen.

Ein weiterer Umstand, den ich hier zur
Sprache bringen will, ist, daß derzeit die finanzielle
Lage der Spitäler nicht nur auf dem flachen Lande
Niederösterreich, sondern überhaupt in den Ländern
eine derartige ist, daß wir dieser Frage nühertreten
müssen.

Wenn vielleicht von der Regierung, von dem
Vertreter des Staatsamtes für Volksgesundheit ge¬
sagt wird, daß ab 1. August die Spitäler in die
Lage versetzt werden, größere Beträge als Ver-
pslegsgebühren einzufordern, so ist damit doch das
Riesendefizit nicht beseitigt, das jetzt drückend auf
den einzelnen Spitälern und damit auf den Ge¬
meinden und Ländern lastet. Daher glaube ich, an
die Regierung die Bitte richten zu sollen, und zwar
in Form eines Beschlußantrages, dafür vorzusorgen,
daß mindestens zehn Millionen Kronen zu dem
Zwecke zur Verfügung gestellt werden, um den
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dringendsten Bedarf der notleidenden Spitäler zu
decken. Mein Beschluß an trag lautet (liest:)

„Im Hinblick auf die drückende finanzielle
Notlage der meisten öffentlichen Heil- und
Pflegeanstalten wird die Regierung aufge-
sordert, ungesäumt den Betrag von min¬
destens zehn Millionen Kronen zur Ver¬
fügung zu stellen, und zwar zur Deckung
des dringendsten Bedarfes der notleidenden
Spitäler.

Weiters wird die Regierung im Hin¬
blick darauf, daß zahlreiche öffentliche Heil-
uud Pflegeanstalten wegen drückender be¬
deutender Schulden unmittelbar vor der
Sperre stehen, aufgefordert, Beiträge zur
Deckung des alten Schuldendienstes (§ 50
dieses Gesetzes) mit aller Beschleunigung
flüssig zu machen."

Ich erlaube mir, diesen Beschlnßantrag dein
Herrn Präsidenten zu überreichen.

Ich ruöchle noch auf einen Umstand Zu sprechen
kommen, der für uns Ärzte von großer Wichtigkeit
ist und der auch die Öffentlichkeit interessiert. Ich
will nicht zu weit ausholen, obwohl es sehr ver¬
lockend wäre, gerade auf diesem Gebiete einiges
Interessantes dem hohen Hause mitzuteilen, sondern
ich will nur iin allgemeinen Mißständc kennzeichnen,
die hier in den Spitälern Platz gegriffen haben. Es
handelt sich um etwas, was ich schon das letztemal
in der Budgetberatung über das Staatsamt für
Volksgesundheit erwähnt habe, um die Institution
der Betriebsräte. Ich habe damals darauf hin¬
gewiesen, daß eine Abordnung, die seinerzeit zum
damaligen Staatskanzler Herrn Dr. Renner geschickt
wurde, der Erfahrung Ausdruck verlieh, daß das
Betriebsrätegesetz, auf die Krankenanstalten ange¬
wendet, nicht jene Erfolge zeitigen wird, die die
Allgemeinheit verlangen kann. Mir liegt hier ein
Bericht vom 13. Juni 1920 vor, wonach auch das
Gremium der Spitaldirektoren und der Primarärzte
zu dieser Frage Stellung genommen, sich im gleichen
Sinne ausgesprochen hat. Dieses Gremium hat her¬
vorgehoben, nach seiner Anschauung passe das Gesetz
über die Betriebsräte überhaupt für öffentliche
Krankenanstalten schon aus dem Grunde nicht, weil
diese humanitäre Institutionen nicht auf Gewinn
berechnete Unternehmungen seien. Es berichtet dann
dieses Gremium ausführlich in einem Memorandum,
das dem Herrn Unterstaatssekretär Professor Tandler
überreicht worden ist, über verschiedene Übelstände,
die tatsächlich in den Spitälern Platz gegriffen haben.

Allerdings wurden im Hinblick auf diese Zu¬
stände im Ausschüsse Anträge eingebracht, die sie
beseitigen wollen und der vierte und fünfte Abschnitt
des Gesetzes handelt besonders in den §§ 19 und 20
davon, daß jede öffentliche Heil- und Pflegeanstalt

unter der verantwortlichen Leitung eines Arztes zu
stehen habe. Es ist nämlich vor einigen Wochen
vorgekommen, wie in einer Wiener Zeitung berichtet
wurde, daß der Betriebsrat des Allgemeinen Kranken¬
hauses in Wien die Suspendierung eines klinischen
Assistenten verlangte, weil er die Interessen der
Bedienerinnen nicht gewahrt habe. Es ist dies nur
ein Fall, den ich hier anführe. Ich könnte aber eine
ganze Reihe solcher Vorfälle dem hohen Hause be¬
kanntgeben. Es scheint nun doch der Meinung der
Ärzte Rechnung getragen worden zu sein. Der Aus¬
schuß ist dieser Frage nähergetreten und hat aus¬
drücklich bestimmt, daß die verantwortliche Leitung
in die Hände eines Arztes gelegt werde. Dieser Um¬
stand ist von besonderer Wichtigkeit. Jeder, der den
Betrieb einer Krankenanstalt kennte weiß, daß in
erster Linie, der leitende Arzt für alles verantwort¬
lich ist. Und da soll er durch einen Betriebsrat, der,
wie die Erfahrung lehrt, in seiner Tätigkeit zu weit
geht, eingeschränkt und in unverantwortlicher Weise
zur Verantwortung gezogen werden? Wenn dieses
Gesetz den Ärzten diesbezüglich entgegenkommt, ist
das gewiß zu begrüßen.

Auf einen Umstand will ich noch bei der
Beratung dieses Gesetzes zu sprechen kommen, das
ist die Institution der Krankenpflegerinnen. So wie
diese Institution derzeit gehandhabt wird, ist sie
den modernen Begriffen einer Krankenpflege nicht
entsprechend. Es liegen vor mir die „Mitteilungen
des Volksgesundheitsamtes im Staatsamt für
soziale Verwaltung". Darin ist eine Zuschrift vom
Geheimrat Pütter enthalten, dem Verwaltungs¬
direktor des Charite-Krankenhauses in Berlin.
Dieser Fachmann sagt (liest):

„Es ist die Mütterlichkeit, die im Weibe
steckt und die sie treibt, sich zu opfern, bis das
Ziel erreicht ist. Deshalb wird der Krankenpflege¬
beruf auch zu etwa 90 Prozent von Frauen aus¬
geübt. Männer sind fast ausschließlich dort tätig,
wo entweder besondere Körperkräfte ihre Anwesenheit
erfordern, bei unruhigen Geisteskranken, beim Heben
chirurgisch Kranker, oder wo die eigentliche Pflege
nicht in Frage kommt, zum Beispiel als Operatious-
wärter usw."

Und es sagt dann weiters derselbe Fachmann
(liest):

„Die unsinnigste unter den modernen For¬
derungen ist die des ungeteilten Sieben- oder Acht¬
stundentages bei der Krankenpflege."

Diese Arbeitsteilung bezüglich der Einführung
des Achtstundentages in den Krankenhäusern, die hier
von mir erwähnt worden ist und bekritelt wird,
ist deshalb für die Patienten nicht von Vorteil,
weil es ja vorkommt und Vorkommen muß, daß
der Arzt frühmorgens bei der Visite seine Aufträge
gibt, und zwar an jedem Krankenbett. Es werden
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die Rezepte bekanntgegeben, es wird die Diät
geregelt und so manches andere. Wenn nun bei
dieser Schicht, die hier auf Grund des Achtstunden¬
tages bei der Krankenpflege eingeführt werden soll,
nach dem Mittagstisch oder für den Krankendienst
am Nachmittag die andere Pflegerin kommt und
nicht auf das genaueste bezüglich jedes Kranken
unterrichtet wird, kann es Vorkommen, daß Mißstände
eintreten, die der Kranke zu büßen hat. Infolge¬
dessen hat dieser Fachmann diese etwas scharfe
Kritik am Achtstundentag und an den Kranken¬
pflegerinnen überhaupt geübt. Es würde zu weit
führen, wollte ich seine Ausführungen des nähern
auseinandersetzen. Ich sage nur: Wenn wir aus
diesem Gebiete im Interesse der leidenden Menschheit
weiterkommen wollen, müssen eigene Schulen ein¬
geführt werden, und zwar nicht einjährige, sondern
mehrjährige Schulen, welche die Voraussetzung in
sich schließen, daß wir in Zukunft ein tüchtiges
Krankenpflegematerial haben. Es muß daraus
Rücksicht genommen werden, daß es nicht genügt,
wenn der Betreffende geschult ist, sondern es muß vor
allem auf die seelische Ausbildung, auf die Gemüts¬
ausbildung des betreffenden Krankenpflegers Bedacht
genommen werden. Wenn der Pfleger oder die
Pflegerin nicht über Gemüt oder über die nötige
seelische Verfassung verfügt, so ist es ganz unmöglich,
daß er seinen Dienst in einer Weise versieht, die
den Kranken zugute kommt. Ich habe dies deswegen
angeführt, weil es mir besonders wichtig zu sein
scheint, daß dieses Gesetz in Zukunft in einer Weise
gehandhabt wird, die der leidenden Menschheit zum
Vorteile gereicht.

Ich habe mir gestattet, einen Beschlußantrag
einzubringen, der in dem offiziellen Berichte des
Ausschusses enthalten ist und den schon der Herr
Berichterstatter angeführt hat. Es ist der zweite Ve-
schlußantrag, der lautet:

„Die Regierung wird aufgefordert,
ehestens den medizinischen Fakultäten Öster¬
reichs jene Mittel zur Verfügung zu stellen,
welche zum Heile der erkrankten Menschheit
eine wirksame Förderung der Einrichtungen
des klinischen Unterrichtes und Kranken¬
anstaltenbetriebes in modernem Sinne
dauernd verbürgt."

Ich habe diesen Beschlußantrag deswegen ein¬
gebracht, weil ich von verschiedenen Seiten darum
ersucht wurde und Weit es eine Tatsache ist, daß
unsere Krankenanstalten auch darunter leiden, daß,
wenn es sich um die Förderung des wissenschaft¬
lichen Unterrichtes handelt, die notwendigen Mittel
nicht zur Verfügung gestellt werden. Ich glaube,
es gibt nichts Notwendigeres und nichts Berücksich¬
tigungswerteres als die Förderung des wissenschaft¬
lichen Unterrichtes an den Kliniken. Ich bitte das

hohe Haus, diesen Antrag dem Ausschüsse zur weiteren
Behandlung zuzuweisen.

Nicht alle Wünsche der medizinischen Fakul¬
täten wurden in diesem Gesetze berücksichtigt. Die
medizinischen Fakultäten haben vor allem verlangt,
daß in einzelnen Fällen auch das Staatsamt für
Unterrichtswesen beigezogen werde. Meine dies¬
bezüglichen Anträge wurden im Ausschüsse nicht voll
berücksichtigt, immerhin kam: aber das eine als fest¬
stehend betrachtet werden, daß der Ausschuß wenigstens
in einigen Fällen den Wünschen der medizinischen
Fakultäten nachgekommen ist.

Die großdeutsche Vereinigung wird für dieses
Gesetz stimmen. Jenen Zusatzauträgen allerdings,
welche im Ausschuß eingebracht wurden und sich auf
die Krankenkassen beziehen, können wir nicht bei-
stimmen, weil es nicht angeht, daß ohne Berück¬
sichtigung der finanziellen Lage der Gemeinden,
deren Interessen noch weiter geschädigt werden. Die
Gemeinden können weitere Auslagen auf diesem Ge¬
biete einfach nicht mehr ertragen. Wir werden daher
gegen den 2. Absatz des § 42 und gegen den
2. Absatz des § 4L stimmen.

Am Schluffe meiner Ausführungen angelangt,
möchte ich das Volksgesundheitsamt bitten, jene
Wünsche zu berücksichtigen, welche von seiten der
Ärzteschaft, insbesondere in der letzten Zeit, diesem
Staatsamt unterbreitet worden sind. Ich bitte auch
darauf Bedacht zu nehmen, daß das Krankenanstalten¬
gesetz nach einiger Zeit, in der man die notwendigen
Erfahrungen gesammelt haben wird, einer Novellie¬
rung unterzogen wird, damit wir in Zukunft endlich
zu einem Krankenanstaltengesetz konimen, mit dem
alle Bevölkerungsschichten einverstanden sein können.

Schließlich gebe ich meiner Freude Ausdruck
und glaube dies auch im Sinne der großdeutschen
Vereinigung tun zu können, daß ein Gesetz geschaffen
worden ist, das in vielen Beziehungen die Interessen
der leidenden Menschheit schützt. (Beifall.)

Präsident Dr. Dinghofer: Als nächster
Redner ist zum Worte gemeldet der Herr Abgeord¬
nete Fischer. Ich erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Fischer: Hohes Haus! Ich
habe namens meiner Vereinigung zum § 21 eine
kurze Erklärung abzugeben.

8 21, Absatz 1, besagt (liest):

„In öffentlichen Heil- und Pflege¬
anstalten dürfen nur Personen angestellt
werden, die die österreichische Staatsangehörig¬
keit besitzen. Die Anstellung von Aus¬
ländern bedarf in jedem einzelnen Fall der
Genehmigung durch das Staatsamt für
soziale Verwaltung."
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Wir sind der Ansicht, daß Anstellungen von
Personen, wenn sie nur die österreichische Staats¬
angehörigkeit besitzen, nur provisorisch erfolgen
dürfen, während bei definitiven Anstellungen von
Personen unbedingt die Heimatberechtigung in
einer Gemeinde Deutschösterreichs erforderlich sein
soll. In diesem Sinne hätte auch das Staatsamt
vorzugehen.

Diese Erklärung habe ich zum § 21 abzugeben
mb wir werden infolgedessen unsere Abstimmung
danach einrichten.

Präsident Dr. Dinghofer: Es ist niemand
mehr zum Worte gemeldet, ich erkläre daher die
Debatte für geschlossen. Ich erteile dem Herrn
Berichterstatter das Schlußwort.

Berichterstatter Muchitsch: Hohes Haus!
Ich habe im Schlußworte zu den vorhergehenden
Ausführungen nichts mehr hinzuzufügen und möchte
nur bitten, sowohl die Anträge des Ausschusses
wie die Resolutionen, die vom Ausschüsse beantragt
worden sind, anzunehmett.

Präsident Dr. Dinghofer: Ich bitte die
Plätze einzunehmen, wir kommen zur Abstimmung.
Unbeanstandet sind geblieben die 8§ 1 bis ein¬
schließlich 20.

Ich bitte diejenigen Frauen und Herren,
welche die §§ 1 bis einschließlich 20 in der
Fassung des Ausschusses annehmen wollen, sich
von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Die Para-
graphe sind angenommen.

Zu § 21 hat der Abgeordnete Dr. Ursin
einen Zusatzantrag gestellt, und zwar in der
Richtung, daß in Zeile 3 nach dem Worte: „Staats¬
angehörigkeit" die Worte einzusügen sind: „und
das Heimatrecht in einer Gemeinde der
Republik Österreich". Ich werde zuerst über
8 21, Absatz 1, in der Fassung des Ausschusses
abstimmen lassen und bitte diejenigen Frauen und
Herren, welche 8 21 in der Fassung des Aus¬
schusses annehmen wollen, sich von den Sitzen
zu erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Ich bitte nun diejenigen Frauen unb Herren,
welche dem Zusatzantrage des Herrn Abgeordneten
Dr. Ursin zustimmen wollen, sich von den Sitzen
zu erheben. (Geschieht.) Ich bitte die Schriftführer
die Auszählung des Hauses vorzunehmen. (Nach
Auszählung des Hauses:)

Der Antrag Ursin ist mit 55 Stimmen
gegen 46 Stimmen ab gelehnt.

Absatz 2, Absatz 3 des 8 21 sind un¬
beanstandet, ebenso die 88 22 bis einschließlich
60. Es liegen hiezu weder Zusatz- noch Abändc-
rungsanträge vor. Ich bitte daher diejenigen Frauen
und Herren, welche diesen Paragraphen znstimmcn

wollen, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Sind angenommen.

Ich bitte diejenigen Frauen und Herren,
welche Titel und Eingang des Gesetzes annehmen
wollen, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Angenommen.

Damit ist das Gesetz in zweiter Lesung
beschlossen.

Berichterstatter Muchitsch: Ich beantrage
die sofortige Vornahme der dritten Lesung.

Präsident Dr. Dinghofer: Der Herr Be¬
richterstatter beantragt die sofortige Vornahme der
dritten Lesung. Ich bitte diejenigen Frauen und
Herren, welche mit der sofortigen Vornahme der
dritten Lesung einverstanden sind, sich von den
Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag auf so¬
fortige Vornahme der dritten Lesung ist mit der er¬
forderlichen Zweidrittelmehrheit genehmigt.

Wünscht jemand das Wort? (Niemand meldet
sich.) Es ist nicht der Fall. Ich bitte diejenigen
Frauen und Herren, welche das Gesetz auch in
dritter Lesung annehmen wollen, sich von den Sitzen
zu erheben. (Geschieht.)

Das Gesetz über die Errichtung, die
Erhaltung und den Betrieb öffentlicher
Heil- und Pslegeanstalten (Krankenanstalten¬
gesetz) (gleichlautend mit 916 der Beilagen) ist
auch in dritter Lesung angenommen. Es
liegen dann zwei Resolutionen des Ausschusses vor.
Ich brauche sie wohl nicht zu verlesen, sie sind
gedruckt.

Ich bitte diejenigen Frauen und Herren,
welche die Resolutionen des Ausschusses annehmen
wollen, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Die zwei Resolutionen des Ausschusses sind ange¬
nommen.

Dann liegt noch ein Beschlußantrag des
Abgeordneten Dr. Ursin vor. Wünschen Sie, daß
ich ihn verlese? (Rufe: Nein!) Es ist nicht der Fall.
Ich bitte diejenigen Frauen und Herren, welche dem
Beschlußantrag des Herrn Abgeordneten Dr. Ursin
und Genossen zustimmen wollen, sich von den Sitzen
zu erheben (Geschieht.) Angenommen.

Damit ist dieser Gegenstand erledigt.
Der nächste Punkt der Tagesordnung

wäre der Bericht des Justizausschusses über
die Vorlage der Staatsregierung (854 der
Beilagen), betreffend das Gesetz über die
Unterstellung der aktiven Heeresangehörigen
unter die allgemeinen Strafgesetze (917 der
Beilagen),

der weitere Punkt, also der sechste Punkt der
Tagesordnung wäre der Bericht des Justizaus-
schnsses über die Vorlage der Staatsregie¬
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rung (853 der Beilagen), betreffend das
Gesetz zur Ausübung der Strafgerichtsbar¬
keit über die Heeresangehörigen im Frieden
(022 der Beilagen)f

und der letzte Punkt der Tagesordnung wäre
der Bericht des Justizausschusses über die
Vorlage der Staatsregierung (858 der
Beilagen), betreffend das Gesetz über die
Übernahme von. Angestellten der Militür-
justiz in den Ziviljustizd ienst (886 der Bei¬
lagen).

Ich schlage vor, daß diese drei Gesetze
unter Einem behandelt werden. Wird dagegen ein
Widerspruch erhoben? (Nach einer Pause:) Es ist
nicht der Fall, so erscheint dieser Vorschlag
genehmigt.

Berichterstatter zum Punkt 5 und zum Punkt 6
der Tagesordnung ist der Herr Abgeordnete Hölzl,
zum Punkt 7 ist Berichterstatter der Herr Abgeord¬
nete Fischer.

Ich-ersuche den Herrn Abgeordneten Hölzl
über die Punkte 5 und 6 der Tagesordnung die
Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter Hölzl: Hohes Haus! Ich
habe die Ehre, im Namen des Justizausschusses
über einen Gesetzentwurf, betreffend die Unterstellung
der aktiven Heeresangehörigen unter die allgemeinen
Strafgesetze Bericht zu erstatten. Es handelt sich um
einen Notbau auf deru niateriell-rechtlichen Gebiete.

Ich muß wiederholen, was ich schon seinerzeit
bei der Berichterstattung über die erste Strafprozeß--
novelle von 1920 gesagt habe, als es sich um die
Einführung der Schöffengerichte und die Änderung
des Geschwornenlistengesetzes gehandelt hat: Eine
grundlegende Erneuerung unseres gesamten veralteten
Strafrechtes ist eine der notwendigsten Aufgaben.
Es muß neues Blut in den alten Körper hinein¬
kommen. Eine Menge Fragen drängen nach Erfüllung.
Ich erinnere daran, daß einer der besten Kenner
unseres Rechtes erst fetzt wieder darauf hinweist,
wie notwendig es wäre, neue Gesichtspunkte bei der
Beurteilung der strafrechtlichen Dinge anzuwenden.
Herr Dr. Ofner erinnert daran, daß beispielsweise
die bedingte Verurteilung, die bedingte Entlassung,
die Rehabilitation und verschiedene andere Fragen
unbedingt schon spruchreif wären und berücksichtigt
werden sollten.

Es kann keinem Zweifel begegnen, daß die
Entwicklung der Rechtspflege im Sinne der Demo¬
kratie mit der militärischen Strafgerichtsbarkeit für
die Friedenszeit aufräumen mußte, da ja alles
Kastenmäßige beseitigt werden soll. Den besonderen
Verhältnissen im Kriege soll durch eine Feldgerichts¬
ordnung Rechnung getragen werden. Das Militär-
strasgesetz vom 15. Jänner 1855 ist ein voll¬
ständiges Strafgesetzbuch mit 799 Paragraphen, das

in feinem Bereich die Anwendung des allgemeinen
Strafgesetzes überhaupt ausschließt. Bei Aushebung
der Militärgerichts im Frieden müßten die bürger¬
lichen Gerichte nun zwei Strafgesetze anwenden, und
zwar gegen Beschuldigte, die aktive Heeres¬
angehörige sind, das Militärstrafgesetz und gegen
andere Beschuldigte das allgemeine Strafgesetz.
Diese Zwiespältigkeit des Rechtes ist mit der Ein¬
heit der Gerichtsbarkeit unverträglich, wie dies
schon mit Nachdruck in der Begründung zur Vor¬
lage der Staatsregierung zu dem in Rede stehenden
Gesetze gesagt wird. Darum sollen die Militär¬
personen nicht bloß den allgemeinen Gerichten,
sondern auch dem allgemeinen Strafgesetze unterstellt
werden.

Dell aktiven Heeresangehörigen legt aber ihr
militärisches Dienstverhältnis noch besondere Pflichteil
auf wie zum Beispiel die Dienstpflicht, die Ge¬
horsamspflicht, die Pflicht zur Tapferkeit und zur
Obsorge für die Untergebenen und das Kriegs¬
material. Die genaueste Erfüllung dieser Pflichten,
der Disziplin, ist eine unerläßliche Bedingung der
Tüchtigkeit und Brauchbarkeit der Armee. Ich ver¬
weise hier auf ein oft angeführtes Wort des Stras-
rechtslehrers M. E. Meyer, der die Disziplin als
ein Rechtsgut der Nation und nicht des Heeres
bezeichnet. Dem Schutz dieses Rechtsgutes nun
dienen in unserer Republik die dem allgemeinen
Strafgesetz unbekannten Bestimmungen des zweiten
Teiles des Militärstrafgesetzes über die Verletzungen
der Militärdienst- und Standespflichten. Diese Be¬
stimmungen müssen nun auch nach Aufhebung der
Militärgerichtsbarkeit im Frieden unbedingt ausrecht
erhalten werden. Au.ßerdem finden sich im be¬
sonderen Teile des Militärstrafgesetzes über
die gemeinen strafbaren Handlungen noch ein¬
zelne Bestimmungen gegen strafbare Handlungen,
die zwar nur von Militärpersonen begangen
werden können, jedoch nicht Verletzungen be-
sortderer Standespflichteu sind, militärisch strafbare
Handlungen, wie zum Beispiel die Plünderung,
außerdem noch besondere Vorschriften für einzelne
allgemein strafbare Handlungen, wenn sie unter
gewissen Umständen von Militärpersonen begangen
werden, wie zum Beispiel Diebstahl, den ein Soldat
an dem von ihm zu bewachenden Gut oder zum
Nachteil eines Kameraden begeht, den sogenannten
„Kameradschaftsdiebstahl". Diese Sonderdelikte und
besondere Qualifikationen allgemeiner Delikte sollen
gleichfalls aufrechter!)alten werden.

Der Justizausschuß vermochte aber dem in
der Vorlage der Staatsregierung vorgeschlagenen
Wege nicht durchaus zu folgen. Die Vorlage wollte
beispielsweise in den §§ 2 bis 16 nur die Be¬
stimmungen des Militärstrafgesetzes bezeichnen, die
aufrechterhalten werden sollen, teils nur den Grund¬
zügen nach, teils auch in den Einzelheiten die
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Änderungen anführen, die daran vorgenommen werden
sollen, und die besonderen Bestiuunungen des allge¬
meinen Teiles des Militärstrafgesetzes, die sich im
allgemeinen Strafgesetze nicht finden, sollten durch
Sonderbestimmungen, insbesondere über die Strafe
des Chargenverlustes, ersetzt werden. Durch den
Z 23 der Vorlage der Staatsregierung sollte der
Staatssekretär für Justiz ermächtigt werden, im
Einvernehmen mit dem Staatssekretär für Heereswesen
die nach bem Entwürfe für aktive Heeresangehörige
geltenden Sonderbestinunungen unter Berücksichtigung
der geänderten staatsrechtlichen Verhältnisse in einem
Anhänge zum allgenieinen Strafgesetze zusammen-
zufassen.

Gegen diesen Vorschlag trug der Justizausschuß
Bedenken. Er hat deshalb die Staatsregierung ersucht,
ihr den den Grundsätzen des Entwurfes entsprechenden
Anhang zum allgemeinen Strafgesetze im Wortlaute
vorzulegen. Er hat daran noch eine Reihe von
Änderungen vorgenommen und beschlossen, sich dafür
auszusprechen, daß dieser Anhang dem vorliegenden
Gesetzentwurse einverleibt werde, und daß dadurch
die §8 1 bis 16 der Vorlage der Staatsregierung
ersetzt werden. Hiedurch soll der Notbau, der nach
der Regierungsvorlage durch eine Vollzugsanweisung
vorgenommen werden sollte, auf dem Wege eines
Gesetzes ausgeführt werden.

Der Justizausschuß war sich dabei vollkvimnen
bewußt, daß auch die int Anhänge aus dem Militär-
strafgesetzc übernommenen Bestimmungen einer durch¬
greifenden Reform bedürfen. Ta aber diese Reform
eines auf der Grundlage des allgemeinen Straf¬
gesetzes fußenden Svnderstrafrechtcs eine vollständige
Strafrechtsreform zur unbedingten Voraussetzung
hat, läßt sich leider für die Übergangszeit kein
anderer Ausweg finden. Mehr der Not gehorchend
als dem eigenen Triebe hat der Justizausschuß nun
diesen Anhang zmn allgemeinen Strafgesetz be¬
schlossen. Zugleich aber hat er auch zuul Ausdruck
gebracht, daß die Übergangszeit, für welche dieser
Anhang zunt allgeutcinen Strafgesetz, der Bestim¬
mungen atts dem Militärstrafgesetz tibernimmt,
Geltung hat, möglichst kurz sein soll. Deshalb hat
der Justizausschuß einen Antrag angenommen, der
Nationalversammlung die Annahme der beigedruckten,
von den Abgeordneten Rieger, Dr. Clessin und
Dr. Waiß' im Namen aller drei Parteien vor¬
gelegten Entschließung zu empfehlen.

Die vom Justizausschuß vorgeschlagene Re¬
gelung der Frage bedeutet aber einen nicht zu
unterschätzenden Fortschritt gegenüber dem unver¬
änderten Fortbestände des geltenden Militärstraf¬
gesetzes. Denn es wird hiedurch nicht nur auf dem
Gebiete des gementen Strafrechtes volle Rechts¬
gleichheit für die aktiven Heeresangehörigen und die
übrige Bevölkerung herb ei geführt, sofern nicht wie

zum Beispiel bei der Strafe des Chargenverlnstes
Unterschiede unvernteidbar find, sondern es werden
auch eine ganze Reihe von Härten, die dent Militär¬
strafgesetze auch nach den beiden feit dem Umstürze
erlassenen Novellen anha'ten, beseitigt. In dieser
Beziehung ist insbesondere darauf ztt verweisen,
daß in Zukunft keine aus Fahrlässigkeit begangene
Verletzung einer militärischen Dienst- oder Staudes-
pflicht int Frieden als Verbrechen bestraft werden
kann, daß keine Militärperfon ohne vorausgegangene
Kundmachung des Standrechtes standrechtlich be¬
handelt werden kamt und daß die Bestimmungen
über die Entlassung und Degradierung dein Richter
die Möglichkeit geben, die Verhängung dieser
Strafen dem Verschulden des Verurteilten an-
zupassen.

Es wurde damit mit eitlem unhaltbaren
Grundsätze des Militärstrafrechtes gebrochen, das
überhaupt nur Verbrechen und Vergehen kannte
und Übertrettmgen gar nicht gelten ließ. Durch die
Anfügung des erwähntctt Anhanges att das Straf¬
gesetz, der nun die Paragraphenbezeichnungen 535
bis 684 erhalten tvird, konnten die int 8 18 der
Vorlage der Staatsregieruttg — nun § 2 des
Artikels II des vorliegenden Entwurfes — ange¬
führten Bestimmungen des Militärstrafgesetzes sogleich
mit den Paragraphenbezeichnungen angeführt werden,
die sie in Zukunft tragen sollen.

Was die Änderungen betrifft, die das geltende
Militärstrafrecht der Hauptsache nach erhalten hat,
so sei auf die in den 88 2 bis 16 der Vorlage
der Staatsregiernng enthaltenen Vorschläge hin¬
gewiesen.

Die in der Regierungsvorlage nicht enthaltenen
Bestiutmungen des Artikels II, 8 3, müssen aus
folgenden Gründen in das Gesetz aiffgenomtiten
werden: Der Wortlaut des Gesetzes vom 3. April
1919, St. G. Bl. Nr. 215, über die Abschaffung
der Todesstrafe im ordentlichen Verfahren, ist nicht
auf das ntaterielle Recht, sondern darauf abgestellt,
ob die Strafgerichtsbarkeit den bürgerlichen oder
beit Militärgerichten zusteht. Nach Aufhebung der
Militärgerichtsbarkeit im Sinne des Antrages des
Justizausschusses würde daher int ordentlichen
Strafverfahren gegen aktive Heeresangehörige niemals
8 3 diefesGefetzes, sondern immer 8 2 dieses Gesetzes
zur Anwendung kommen müssen. Demnach müßte
auch an Stelle der vom Gesetze angedrohten Strafe
des Todes durch Erschießen stets auf die Strafe
des lebenslangen schweren Kerkers erkannt werden,
die nach 8 3 des genannten Gesetzes im ordentlichen
Verfahren vor den Militärgerichten in der Regel
nur an die Stelle der Strafe des Todes durch
den Strang zu treten hat. Es wäre daher eine
Änderung des 8 3 dieses Gesetzes unbedingt notwendig
gewesen. Da aber int Texte des Anhanges die
Strafe des Todes durch Erschießen durch die im
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8 9 des Gesetzes über die Abschaffung der Todes-
strafe angeführten Strafen ersetzt wurde und es
daher keine gesetzliche Bestimmung gibt, die ein
Verbrechen im ordentlichen Verfahren mit der Strafe
des Todes durch Erschießen bedroht, hat ß 3 des
genannten Gesetzes zu entfallen. Im 8 2 dieses
Gesetzes, der von dem ordentlichen Verfahren vor
den bürgerlichen Strafgerichten spricht, ist das Wort
„bürgerlich" zu streichen, um diese Bestimmung
auch im Verfahren vor den Feldgerichten anwendbar
zu machen.

Was nun die Einzelheiten des Gesetzes selbst
betrifft, so ist an Stelle der 88 1 bis 16 der
Regierungsvorlage nun der Artikel I der Vorlage
getreten, über die ich im Aufträge des Justizaus¬
schusses Bericht erstatte. Dieser Artikel I lautet
(liest):

„Für die aktiven Heeresangehörigen
(8 16 des Wehrgesetzes vom 18. März
1920, St. G. Bl. Nr. 122) gelten die
allgemeinen Strafgesetze. Von dem Militär¬
strafgesetze vom 15. Jänner 1855, R. G.
Bl. Nr. 19, bleiben die im Anhänge zu¬
sammengefaßten Bestimmungen in Kraft.
Alle übrigen Bestimmungen des Militär-
ftrafgesetzes werden mit allen Änderungen
und Ergänzungen, jedoch mit Ausnahme
der im Wehrgesetze vom 18. März 1920,
St. G. Bl. Nr. 122, enthaltenen, auf¬
gehoben.

Die aufrechtbleibenden Sonderbestim¬
mungen bilden einen Anhang zum allge¬
meinen Strafgesetze."

Deshalb konnte auch der 8 20 der Vorlage
der Staatsregierung entfallen.

Was den Artikel II der Vorlage betrifft, so
enthält er einige notwendige Änderungen des Straf¬
gesetzes vom 27. Mai 1852, R. G. Bl. Nr. 117,
und zwar werden diese durch folgende Bestim¬
mungen abgeändert:

Im Punkt 1 wird an Stelle der Beziehung
auf den österreichischen Staat das Verbrechen des
Hochverrates „in Beziehung auf die Republik Öster¬
reich" eingestellt.

Was den 8 2 des Artikels II betrifft, so
wären hier auch einige durch den Justizausschuß
vorgenommene Änderungen zu besprechen, und zwar
wurden hier die in der Regierungsvorlage vor¬
handenen Paragraphenbezeichnungen durch die
Paragraphenbezeichnungen des Anhanges zum all¬
gemeinen Strafgesetz ersetzt. Es ist auch ausdrücklich
im Eingang zu Punkt 12 des 8 2 zum Ausdruck
gebracht, daß es sich bei den aufgezählten Punkts
um den Anhang des Strafgesetzes handle.

In bezug auf den 8 3 des Entwurfes habe
ich ja bereits das Notwendige gesagt. Dieser Para¬

graph bezieht sich auf das Gesetz über die Ab¬
schaffung der Todesstrafe und, er bedarf keiner
näheren Begründung.

Was den Anhang zum allgemeinen Straf¬
gesetz vom 17. Mai 1852, R. G. Bl. Nr. 117,
selbst betrifft, so möchte ich neuerdings betonen,'
daß sich der Justizausschuß mit den materiellen
Bestimmungen* vielfach nicht einverstanden erklären
konnte. Er hat das auch dadurch zum Ausdruck
gebracht, daß er dem hohen Hause eine Entschließung
zur Annahme empfiehlt, die diesem seinem Stand¬
punkt Rechnung trägt. Vor altern anderen hat der
Justizausschuß an den Bestimmungen des Militär-
strafgesetzes, die nun zum Teil als Anhang zum allge¬
meinen Strafgesetz übernommen werden sollen, die
verfehlte Kasuistik und andere Bestimmungen als
unbedingt ablehnenswert erachtet. Nachdem es aber
nicht gleich möglich war, gründlich zu ändern,
obwohl einige kleinere Änderungen auch vom Justiz¬
ausschuß an den Beftinuuungen vorgenommen
wurden, so empfiehlt der Justizausschuß der
Nationalversammlung die von den Vertretern aller
Parteien im Justizausschuß vorgeschlageue Ent¬
schließung, die sowohl die schleunige Änderung des
Strafgesetzes als des Militärstrafgesetzes betrifft. Der
Wortlaut dieser Entschließung ist (liest):

„Da die Bestimmungen des Militär-
strafgesetzes zum Großteile veraltet sind
und daher einer modernen Rechtsauffassnng
absolut nicht mehr entsprechen, wird die
Regierung aufgefordert, der Nationalver¬
sammlung ehestens ein neues Zivil- wie
auch ein neues Militärstrafgesetz vorzu¬
legen."

Ich erlaube mir nun, im Namen des Justiz¬
ausschusses den Antrag zu stellen (liest):

„Die Nationalversammlung »volle deru
beigeschlossenen Gesetzentwurf samt Anhang
zum allgemeinen Strafgesetze vom Jahre
1852 mit den vom Ausschüsse beantragten
Änderungen die Zustimmung erteilen und
die beigedruckte Entschließung annehmen."

Was den zweiten Gesetzentwurf betrifft, das
ist die Vorlage der Staatsregierung, be¬
treffend das Gesetz zur Ausübung der
Strafgerichtsbarkeit über die Heeresange¬
hörigen im Frieden, so will dieser Entwurf
die durch den 8 44 des neuen Wehrgesetzes gestellte
Aufgabe, daß die Strafgerichtsbarkeit über die
Heeresangehörigen im Frieden durch die bürger¬
lichen Strafgerichte ausgeübt werden soll, auf mög¬
lichst einfache und zweckmäßige Art lösen.

Der vorliegende Gesetzentwurf ist, wie schon
in der Begründung der Staatsregierung gesagt
wird, auf dem Grundsätze aufgebaut, daß den
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Heeresangehörigen, gleichviel ob sie zu den Aktiven
gehören oder nicht, im Strafverfahren und im
Verfahren vor den Gerichten überhaupt, die
Gleichstellung zukommen soll wie den Zivilpersonen,
soweit nicht die Eigentümlichkeit der von ihnen
begangenen strafbaren Handlungen oder die militä¬
rischen Verhältnisse, insbesondere die Aufrechterhaltung
der Ordnung im militärischen Dienstbetriebe, Aus¬
nahmen erforderlich machen.

Die wichtigste dieser Ausnahmen enthält § 2.
Danach können bestimmte strafbare Handlungen
aktiver Heeresangehöriger ohne gerichtliches Ver¬
fahren im Disziplinarwege geahndet werden Der
Kreis dieser strafbaren Handlungen soll aber enger
gezogen werden, als im § 2 der Militärstraf¬
prozeßordnung zum Ausdruck gebracht worden ist.

Über gemeine strafbare Handlungen soll in
Zukunft allein das zuständige Gericht urteilen. Das
ist übrigens auch im Militärstrafgesetzbuch in
Deutschland enthalten. Nur bei den von aktiven
Heeresangehörigen begangenen Verletzungen der
besonderen Militär- und Standespflichten, die bloße
Übertretungen sind, also weder Verbrechen noch
Vergehen darstellen, und bei einigen Übertretungen
des Wehrgesetzes, die ihrer Natur nach Verletzungen
militärischer Dienst- und Standespflichten sind,
wird dem Disziplinarvorgesetzten oder der Diszi-
plinarkommission die Entscheidung überlassen, ob die
strafbare Handlung dem Gerichte angezeigt oder mit
Rücksicht auf ihre Geringfügigkeit im Disziplinar¬
wege bestraft werden soll. Der militärische Vor¬
gesetzte soll nicht wegen jeder kleinen Verfehlung,
deren Strafbarkeit er infolge seiner Kenntnis aller
in Betracht kommenden Umstände, insbesondere aber
der Person des Beschuldigten, am besten zu beurteilen
in der Lage ist, die Hilfe des Gerichtes in Anspruch
nehmen müssen. Er soll das nur dann tun, wenn
die Erheblichkeit der Rechtsverletzung eine Strafe
fordert, die im Rahmen des Disziplinarstrafrechtes
nicht ausgesprochen werden kann. Die Beurteilung
der Frage will der Entwurf dem militärischen Vor¬
gesetzten überlassen, nicht aber dem Staatsanwalt.
Denn wenn in jedeni Fall erst dessen Entscheidung
eingeholt werden müßte, würde die Disziplinarstrafe
gerade um die in der Raschheit ihrer Verhängung
und Vollstreckung begründete Wirkung gebracht
werden, die sie zum geeigneten Ersatz der gericht¬
lichen Strafe macht. Nur dann soll auch bei straf¬
baren Handlungen, die an sich im Disziplinarwege
geahndet werden können, das Disziplinarverfahren
dem gerichtlichen weichen, wenn der Beschuldigte
auch wegen anderen strafbaren Handlungen verfolgt
wird, deren Aburteilung den Gerichten Vorbehalten
ist. Diese Regelung erspart besondere Vorschriften
über die Strafbemessung im Falle des Zusammen¬
treffens von strafbaren Handlungen, die im Diszi¬
plinarwege bestraft werden, mit solchen anderer Art,

entspricht also dem Gebote der Einfachheit, das
gerade dort besondere Beachtung verdient, wo es
sich um die gegenseitige Abgrenzung verschiedener
Strasgewalten handelt.

* Wenn eine strafbare Handlung ihrer Art nach
im Disziplinarweg geahndet werden kann und der
Täter nicht auch noch wegen einer gerichtlich straf¬
baren Handlung anderer Art verfolgt wird, so ist
ihre gerichtliche Verfolgung ausgeschlossen, wenn ein
Disziplinarverfahren eingeleitet und gehörig fort¬
gesetzt wird. Das. Disziplinarverfahren geht also
grundsätzlich bei Übertretungen der Militärdienst-
und Standespflichten dem gerichtlichen Verfahren vor.

Das Disziplinarerkenntnis ist, wie im Gesetz¬
entwurf zum Ausdruck gebracht wird, einem gericht¬
lichen Urteil gleichzuachten, wenn die wesentlichen
Voraussetzungen der Zulässigkeit des Disziplinar¬
verfahrens erfüllt waren, wenn es also wegen einer
der im ersten Absätze des § 2 bezeichnten mili¬
tärischen strafbaren Handlungen eingeleitet worden
ist und der Täter nicht auch wegen einer gerichtlich
strafbaren Handlung anderer Art verfolgt wurde.
Fehlen diese Voraussetzungen, dann steht das Diszi¬
plinarerkenntnis der Einleitung und Durchführung
eines gerichtlichen Verfahrens wegen derselben straf¬
baren Handlung nicht im Wege; doch hat das
Gericht ine Urteil das Disziplinarerkenntnis aus¬
drücklich aufzuheben und auf die etwa schon voll¬
zogene Disziplinarstrafe angemessene Rücksicht zu
nehmen.

Die übrigen Sonderbestinunungen, die der
Gesetzentwurf für Heeresangehörige vorschlägt, sind
zum großen Teil heute schon geltendes Recht. Da
viele Bestimmungen der Strafprozeßordnung in einer
den geänderten Verhältnissen entsprechenden Weise
geändert und vielfach ergänzt werden müßten, die
notwendigen Ergänzungen sich aber nur schwer in
die Strafprozeßordnung einfügen ließen und daher
zum Teil in das vorliegende Sondergesetz gestellt
werden müßten, so wäre die Folge, daß ein Teil
der verfahrensrechtlichen Sonderbestimmungen für
Heeresangehörige in der Strafprozeßordnnng zerstreut,
der andere in einem besonderen Gesetz enthalten
wäre. Daher wird vorgeschlagen, die in der Straf¬
prozeßordnung enthaltenen Sonderbestimnmngen für
Militärpersonen dort ganz zu streichen und alle
Sonderbestimmungen in dem vorliegenden Gesetze
zu vereinigen.

Eine wichtige Sonderbestimmung ist iin § 8
enthalten, der den militärischen Kommanden, Orts¬
behörden und Wachen bestimmte gerichtspolizeiliche
Aufgaben überträgt. Ist eine strafbare Handlung
in einem militärischen oder vom Militär besetzten
Gebäude oder einer solchen Räumlichkeit begangen
worden oder besteht der Verdacht, daß eine straf¬
bare Handlung von einem aktiven Heeresangehörigen
veriibt worden ist, so kommen auch den militärischen
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Konnnanden, Ortsbehörden und Wachen die Befug¬
nisse und Pflichten zu, die sonst von den Sicher-
heitsbehördeu oder Organen zu erfüllen sind. Ihre
Befugnisse unterliegen aber der Beschränkung, daß
sie eine Haus- oder Personsdurchsuchung, die Be¬
schlagnahme von Gegenständen oder Verhaftungen
zum Zwecke der Strafrechtspflege aus eigener Macht
nur in den genannten Gebäuden und Räumlichkeiten,
außerhalb dieser Orte aber nur aktiven Hecresauge-
hörigen gegenüber vornehmen können. Der Justiz¬
ausschuß hat es für geboten erachtet, im zweiten
Absätze des 8 3 diese Berechtigung militärischer Be¬
hörden und Wachen ausdrücklich von den int §141
St. P. O. für die Vornahme der Hausdurchsuchung
durch Sicherheitsbehörden und Sicherheitsorgane
ohne richterlichen Befehl ausgestellten Voraussetzungen
abhängig zu machen, um jeden Zweifel über die
Grenzen dieser Berechtigung hintanzuhalten. Ferner
hat der Justizausschuß in Anlehnung an das geltende
Recht die Befugnis der Wachen, Vorgesetzte und
Höhere aus eigener Macht zu verhaften, auf die
Fälle eingeschränkt, daß der Vorgesetzte oder Höhere
bei Verübung eines Verbrechens betreten wird oder
die Wache tätlich angreist.

In § 3 der Regierungsvorlage war ferner
eine Bestimmung darüber enthalten, daß niilitärische
Behörden und Wachen außerhalb militärischer Ge¬
bäude auch Zivilpersonen wegen Verdachtes einer
strafbaren Handlung verhaften können, wenn die ge¬
setzlichen Voraussetzungen für eine Verhaftung durch
Organe der Sicherheitsbehörden vorliegen und deren
rechtzeitiges Einschreiten nicht bewirkt werden kann.
Der Justizansschnß hat diese Bestimmung gestrichen,
zunächst aus dem Grunde, weil das vorliegende
Gesetz nicht die Rechte der Heeresangehörigen gegen¬
über den Zivilpersonen, sondern die Ausübung der
Strafgerichtsbarkeit über die Heeresangehörigen zu
regeln hat und zweitens ans dem Grunde, weil
diese Bestimmung mit Rücksicht auf § 93 St. G. und
die §§ 231 und 237 M. St. G. (in Zukunft §8 608
und 614 St, G.) entbehrlich ist und lcichtzu Miß¬
verständnissen führen könnte.

8 4 führt für aktive Heeresangehörige einen
neuen Hastgrnnd ein: Aktive Heeresangehörige, die
einer strafbaren Handlung verdächtig sind, sollen
auch dann in Haft genommen werden können, wenn
es die Ausrechthaltung der militärischen Zucht und
Ordnung fordert. Auch diese Bestimmung ist nur
ftir das Verfahren vor den bürgerlichen Gerichten
etwas Neues. Sie ist schon in der Militärstrafprozeß-
ordnung enthalten und auch der deutsche Entwurf
eines Gesetzes, betreffend die Aufhebung der Militär-
strafgerichtsbarkeit, anerkennt ihre Notwendigkeit im
Interesse der Aufrechterhaltung der Disziplin. Da das
Gericht allein alle für das Vorhandensein dieses
Hastgrnndes in Betracht kommenden Verhältnisse
nicht beurteilen kann, schreibt § 4 der Vorlage,

über die ich im Namen des Justizausschusses Bericht
erstatte, vor, daß es vor Verhängung oder Auf¬
hebung der Hast aus diesem Grunde dem
militärischen Kommando Gelegenheit zur Äußerung
zu geben hat.

Die Änderung des zweiten Absatzes des § 6
der Vorlage der Staatsregierung wurde vor¬
genommen, um das Gesetz mit dem in Vorbereitung
stehenden Entwürfe eines Gesetzes über die Diszi-
plinarbehandlung von Heeresangehörigen — dieser
Entwurf ist heute den Mitgliedern des hohen
Hauses als Regierungsvorlage zugegangen — in
Einklang zu bringen. Die Änderungen der Absätze 3
und 4 beruhen auf der Erwägung, daß das von
der Regierungsvorlage gebrauchte Wort „Wehrmann"
nur die Soldaten ohne Chargeugrad bezeichnet und
daher zu eng ist.

Durch die Änderung des § 10 der Vorlage
der Staatsregieruug soll die Erlassung besonderer
Vorschriften über die Zeugen gebühren entbehrlich
werden. Aktive Heeresangehörige sollen auf den
Ersatz der Reise- und Aufenthaltskosten in gleicher
Weise Anspruch haben wie Zeugen aus den: Zivil¬
stande; einer Entschädigung für Zeitversäumnis
bedürfen sie nicht, da ihre Abwesenheit vom Dienste
infolge einer Ladung vor das Gericht keine
Schmälerung der Gebühren bewirkt.

8 12 enthält Bestimmungen über die mili¬
tärischen Ehrenstrafeu, die in dein Entwürfe zu dem
Gesetz über die Unterstellung der aktiven Heeres¬
angehörigen unter die allgemeinen Strafgesetze ganz
neu geregelt werden. Für diese spezifisch militärischen
Strafen enthält die bürgerliche Strafprozeßordnung
selbstverständlich keine Vorschriften. Diese Lücke soll
durch § 12- ausgefüllt werden. Von den Bestim¬
mungen dieses Paragraphen verdienen insbesondere
die Vorschriften über die Berufung und die Voll¬
streckung der Strafe besondere Erwähnung. Ist zum
Beispiel auf keine Ehrenstrase erkannt worden, so
kann die Berufung von allen dazu berechtigten
Personen sowohl zürn Nachteil als auch zugunsten
des Angeklagten erhoben werden, soweit nicht das
Gericht durch die Verhängung einer solchen Strafe
seine Strafbefugnis überschritten und dadurch einen
Nichtigkeitsgrund geschaffen hat. Diese Vorschrift
findet ihre Begründung darin, daß nach § 10,
Absatz 2, des Entwurfes über die Unterstellung der
aktiven Heeresangehörigen unter die allgemeinen
Strafgesetze statt auf Entlassung auf die geringere
Strafe der Degradierung zu erkennen ist, wenn der
Verurteilte die Tat zu dem Zwecke begangen hat,
sich von der Dienstpflicht zu befreien und noch zum
Dienste tauglich ist. Wenn das Gericht in einem
solchen Fall auf Entlassung erkannt hat, könnte der
öffentliche Ankläger nach § 283 St.P. O. dagegen
nicht berufen. Ebensowenig könnte sich umgekehrt
der Angeklagte, dessen Degradierung ausgesprochen
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wurde, darüber beschweren, daß er nicht entlassen
worden ist. Es muß daher abweichend von den all¬
gemeinen Vorschriften das Berufungsrecht besonders
geregelt werden.

Nach dem vierten Absätze des § 12 gelten
die militärischen Ehrenstrafen in dein Zeitpunkt als
vollzogen, in dem das Urteil in Rechtskraft ^erwächst.
Damit ist jede weitere Vorschrift über die Voll¬
streckung entbehrlich gemacht.

Schließlich bedürfen auch noch die Bestim¬
mungen der Strafprozeßordnuug über das stand¬
rechtliche Verfahren einer Ergänzung, die im § 13
des Entwurfes vorgenommen wird. Danach kann
das Standrecht außer in den in der Strafprozeß¬
ordnung genannten Fällen auch in den im Militür-
strafgesetz bezeichneten Fällen der allerschwersten Ver¬
letzungen soldatischer Pflichten verhängt werden. In
keinen! Falle darf es aber, wie es bisher in einem
Teile dieser Fälle möglich gewesen ist, ohne voraus¬
gegangene Kundmachung Platz greifen. Ob das
Standrecht zu verhängen ist, hat der Staatssekretär
für Justiz im Einvernehmen mit dem Staatssekretär
für Heereswesen zu entscheiden. Nur im Falle einer
Empörung, also Zusammenrottung bewaffneter Mann¬
schaft, deren Widerstand nur mit Waffengewalt ge¬
brochen werden kann, wird bei Gefahr im Verzüge
der Brigadekommandant im Einvernehmen mit dem
Präsidenten des Gerichtshofes erster Instanz und
dem Staatsanwalte das Standrecht kundmacheu
können.

8 t 4 des Entwurfes hebt die durch die 8§ 5
bis 11 entbehrlich gewordenen Bestimmungen der
Strafprozeßordnung auf und ersetzt, wo es notwendig
ist, die Worte „Militär- und Landwehrpersonen"
durch „aktive Heeresangehörige" und „Militär¬
gerichte" durch „Feldgerichte". Denn zur Kriegs¬
zeit sollen auch nach dem neuen Wehrgefetze be¬
sondere Feldgerichte aufgestellt werden. Die Vorlage
des Entwurfes einer besonderen Feldgerichtsordnung
wird von der Staatsregierung in der Begründung
der Regierungsvorlage für die nächste Zeit in Aus¬
sicht gestellt. Der Entwurf will aber schon jetzt auf
das Bestehen besonderer Feldgerichte im § 14, Z. 1,
2 und 5, Rücksicht nehmen. Diese Bestimmungen
haben Änderungen der 8§ 60, 64 und 363, letzter
Absatz, St. P. O. zum Gegenstände, diesich mit Zn-
ständigkeitsfragen beschäftigen. Sie müßten tm Falle
der Aufhebung der Militärgerichte beseitigt, nach
Erlassung der Feldgerichtsordnung aber wieder mit
den notwendigen Änderungen in die Strafprozeß¬
ordnung eingefügt werden. Es empfiehlt sich daher,
diese Änderungen schon jetzt durchzuführen.

Die Ziffer 1 des § 14 enthielt in der
Regierungsvorlage eine Ergänzung des Artikels VI
des Einführungsgesetzes zur Strafprozeßordnung
und bestimmt, in welchen nach dem Militärstraf¬
gesetze zu beurteilenden Strafsachen die Zuständigkeit

der Geschwornengerichte einzutreten hat. Da Ar¬
tikel VI des Einführungsgesetzes zur Strafprozeß¬
ordnung durch den Ärtikel II der Strafprozeßnovelle
vom 15. Juni 1920, St. G. Bl. Nr. 279, in
einer Weise geändert worden ist, die eine besondere
Vorschrift über die Zuständigkeit der 'Geschwornen¬
gerichte in Strafsachen wegen militärischer Ver¬
brechen entbehrlich macht, hat die Ziffer 1 des § 14
der Regierungsvorlage zu entfallen.

Keine Änderung des geltenden Rechtes, sondern
nur eine Richtigstellung im Sinne der neuen Wehr-
verfasfung enthält die durch § 15 vorgenommene
Änderung des Wortlautes einiger Bestimrnungen
des Gesetzes über die ^Bildungder Geschwornen-
und Schöffenlisten. So wie die Staatsbeaurten sind
auch die Heeresangehörigen vom Geschwvrnen- und
Schöffenanite ausgenommen.

Z 17 führt die Gleichstellung der aktiven
Heeresangehörigen und Gendarmeciepersonen auch
im Sühneverfahren vor den Gemeindevermittlungs¬
ämtern durch und ß 18 zählt die Gesetzesstellen
auf, die mit dem Wegfall der Militärgerichtsbarkeit
hinfällig werden. In der Ziffer 8 des 8 18 werden
auch die kaiserlichen^ Verordnungen vom 7. August
1914, R. G. Bl. Nr. 207, und vom 16. Juni
1916, R. G. Bl. Nr. 183, über den Aufschub und
die Unterbrechung des Vollzuges von Freiheits¬
strafen als aufgehoben erklärt, was daruit zu recht-
fertigen ist, daß diese Verordnungen hauptsächlich
aus militärischen Rücksichten ' int Kriege erlassen
worden und im Frieden entbehrlich sind.

Eine sehr wichtige Bestimmung ist die folgende:
Sie betrifft den Wegfall des Obersten Militär¬
gerichtshofes. Der Wegfall des Obersten Militär¬
gerichtshofes würde? eine Änderung des 8 3 des
Gesetzes, betreffend die Feststellung und Verfolgung
von Pflichtverletzungen militärischer Organe im
Kriege, über die Auswahl der zur Mitwirkung an
dem Verfahren berufenen Richter notwendig ntachen.
Der dritte Absatz des 8 4 dieses Gesetzes wird
dadurch entbehrlich, daß Artikel III, 8 2, des Ge¬
setzentwurfes über die Unterstellung der aktiven
Heeresangehörigen unter die allgemeinen Straf¬
gesetze, der ebenfalls jetzt in Verhandlung steht,
die Frage allgemein regelt, inwieweit strafbare
Handlungen, die von Angehörigen der bewaffneten
Macht der österreichisch-ungarischen Monarchie be¬
gangen worden sind, nach dem Militärstrafgesetze
zu beurteilen sind. Der Justizausschuß schlägt vor,
die gebotene Gelegenheit zur Änderung des ge¬
nannten Gesetzes dazu zu benutzen, die Sonder¬
gerichtsbarkeit des Obersten Gerichtshofes für die
Fälle militärischer Pflichtverletzungen von Kom¬
mandanten tm Kriege zu beseitigen und diese Fälle
den nach den allgemeinen Bestimmungen der Straf¬
prozeßordnung zuständigen Gerichten zuzuweisen.
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Der Juftizausschuß hat sich dabei von dem
Gedanken leiten lassen, daß es notwendig ist, daß
diese Änderung vorgenommen werde, damit ins¬
besondere jene Urteile, wie sie in der letzten Zeit
in bezug aus militärische Verfehlungen vorgekommen
sind und die in der öffentlichen Meinung so große
Aufregung verursacht haben, was nur zu begreiflich
ist, in Zukunft möglichst vermieden werden und
damit die Beurteilung eine zweckentsprechendere werde.

Nach 8 19 soll das Gesetz an einem von
der Staatsregierung zu bestimmenden Tage, längstens
aber am ersten Tage des dritten auf seine Kund¬
machung folgenden Monates in Wirksamkeit treten,
also, wenn es im Juli kundgemacht werden sollte,
am 1. Oktober 1920. Der Justizausschuß schlägt
vor, diesen Tag als den Tag des Inkrafttretens
im Gesetze selbst festzulegen, davon aber für den
8 15 eine Ausnahme zu machen; er soll mit
Rücksicht auf die Bildung der Urlisten der Ge-
schwornen und Schöffen, die schon tut September
anzulegen sind, sofort in Kraft treten.

Einen großen Raun: nehmen die Übergangs¬
bestimmungen, die in den §8 20 bis 29 enthalten
sind, ein. Sieberuhen auf den: Grundgedanken, daß die
vollständige Aufhebung der Militärstrafgerichtsbarkeit
den Fortbestand der Militärgerichte bis zur Erle¬
digung aller bei ihnen anhängigen Sachen aus-
schließt. Alle diese Strafsachen sollen am Tage des
Inkrafttretens des Gesetzes auf die nach der Straf¬
prozeßordnung zuständigen bürgerlichen Strafgerichte
übergehen. Dabei sollen die Strafsachen, in denen
noch kein Urteil gefällt ist, in den Stand der Vor¬
untersuchung, wenn es sich aber nur um Über¬
tretungen handelt, in den Stand der Vorerhebungen
treten. Das Rechtsmntelverfahren gegen militär-
gerichtliche Urteile ist zwar vor den bürgerlichen
Gerichten, aber nach den Vorschriften der Militär-
strasprozeßordnuug durchzuführen; dabei haben an
Stelle der Divisionsgerichte die Landes- oder Kreis¬
gerichte und an Stelle des Obersten Militärgerichts¬
hofes der Oberste Gerichtshof zu treten. Ferner
regeln die Übergangsbestimmungen die Fragen, die
daraus entstehen, daß einzelne Gegenstände, wie die
Verfolgung strafbarer Handlungen, die nur auf
Begehren des Verletzten verfolgt werden, die Kosten
des Strafverfahrens und die Unterbrechung der
Verjährung, in der Militärstrafprozeßordnung anders
geregelt sind als im allgemeinen Strafrecht.

§27 enthält Znsiändigkeitsvorschriften für die
Ausstellung von Amtszeugnissen über das Erlöschen
von Straffolgen, über die Tilgung von Verurtei¬
lungen unb über die gnadenweise Nachsicht von Strafen,
die von Militärgerichten ausgesprochen worden sind.

8 28 regelt im gleichen Sinne wie das
Gesetz über die Folgen militärgerichtlicher Verur¬
teilungen vom 20. Dezember 1919, St. G. Bl.
Nr. 601, die Frage, welchen Personen in der Re¬

publik Österreich der Anspruch auf Tilgung der
Verurteilung zusteht, die von einem Militärgerichte
der ehemaligen österreichisch-ungarischen Wehrmacht
verurteilt worden sind.

Die tzß 29 und 30 der Vorlage der Staats-
regierung wurden vom Justizausschusse gestrichen,
um die Justizverwaltung bei der Verwendung der
aus dem Militärrichterstande übernommenen Richter
nicht zu sehr zu beschränken. Es genügt zu bestimmen,
daß für den Rest des laufenden Jahres bei den
Gerichten die Geschäfte neu verteilt werden können.

In der Vollzugsklaufel wird der Staats¬
sekretär für Justiz auch ernrächtigt, im Einvernehmen
mit den: Staatssekretär für Heereswesen die Über¬
nahme der militärgerichtlichen Strafsachen und die
Aufbewahrung der Akten über die rechtskräftig
erledigten militärgerichtlichen Sachen betreffenden
Verfügungen zu treffen.

Ich erlaube mir, noch einige Fehler, die sich
infolge der schleunigen Herstellung der Vorlage ein-
geschlichen haben, richtigzustellen und bitte die Mit¬
glieder der Nationalversammlung, diese in der Vor¬
lage zu berichtigen. Im 8 2 der Vorlage, wo es
heißt: „Verletzungen der besonderen militärischen
Dienst- unb Standespflichten" ist an Stelle des
Wortes „und" das Wort „oder" zu setzen; im 8 6
der Vorlage, und zwar im Punkt 2, der lautet:
„Die Einleitung des Strafverfahrens gegen einen
aktiven Heeresangehörigen sind seinem Disziplinar-
vorgesetzten anzuzeigen" ist an Stelle des Wortes
„sind" das Wort „ist" einzuschalten, so daß es
richtig heißt:

(2) „Die Einleitung des Strafverfahrens gegen
einen aktiven Heeresangehörigen ist seinem Diszi-
plinarvorgesetzten anzuzeigen."

Im übrigen habe ich zu der Vorlage nichts
zubemerken und bitte das hohe Haus, den Antrag
des Justizansschusses anzunehmen:

„Die Nationalversammlung wolle dein
beigeschlossenen Gesetzentwurf mit den vom
Justizausschuß beantragten Änderungen die
Zustimmung erteilen."

Präsident (welcher während vorstehender
Ausführungen wieder den Voisitz übernommen hat):

Als Regierungs Vertreter zu Punkt 5, 6 und 7
der Tagesordnung sind im Hause erschienen: Mini¬
sterialrat Dr. Kadecka vom Staatsamt für Justiz
und Oberstauditor Professor Dr. Le lew er vom
Staatsamt für Heereswesen.

Im Sinne des vorhergefaßteu Beschlusses
bitte ich nunmehr den Referenten für das nächste
Gesetz, Abgeordneten Fischer, den Bericht zu
erstatten.

Berichterstatter Fischer: Hohes Haus! Mit
den beiden Vorlagen, die der Justizausschuß durch
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meinen unmittelbaren Herrn Vorredner dem Hause
unterbreitet hat, wird der Antrag gestellt, die ge¬
samte Militärstrafpflege in Zukunft den bürgerlichen
Gerichten zu übertragen. Infolgedessen ergibt sich
die Notwendigkeit, daß nunmehr auch die Angestellten
der Militärjustiz in den Ziviljustizdienst übernommen
werden. Mit der Beilage 858 hat die Staats¬
regierung einen bezüglichen Gesetzentwurf eingebracht.
Ich habe im Aufträge des Justizausschusses die Ehre,
über diesen Gesetzentwurf zu berichten. Der Justiz¬
ausschuß hat sich in seiner Sitzung vom 17. Juni
1920 eingehend mit diesem Gesetzentwurf beschäftigt.
Es hat der Gesetzentwurf, wie er dem hohen Hause
im Drucke vorliegt, keinerlei Beanstandung erfahren.
Nach dieseiu Gesetzentwurf werden die zu Zwecken
der österreichischen Wehrniacht verwendeten Offiziere
und Aspiranten für den Justizdienst, die in einer
Gemeinde des der Republik Österreich zugesprochenen
Gebietes heimatberechtigt sind und von denen eine
längere ersprießliche Dienstleistung im Justizdienft
zu erwarten ist, mit Wirksamkeit des Gesetzes über
die Ausübung der Strafgerichtsbarkeit über die
Heeresangehörigen im Frieden in den Zivilstaats¬
dienst übernommen. Diese werden je nach der Rang¬
klasse den Zivilgerichten zugeteilt werden. Sie werden
auch, soweit sie die notwendigen Erfordernisse nicht
besitzen, nach einer gewissen Zeit eine Prüfung über
ihre Kenntnisse abzulegen haben. Der Staatssekretär
für Justiz kann unter ganz bestimmten gesetzlich ge¬
regelten Voraussetzungen den Justizoffizieren die
Prüfung erlassen.

Zur Übernahme sollen voraussichtlich gelangen
4 Generalauditore, 11 Oberstauditore, 29 Oberst-
leutnantauditore, 26 Majorauditore, 52 Hauptmann-
auditore, 18 Oberlentnantauditore und 2 Aspiranten,
zusammen 142 Personen: dazu kommen noch an
Kanzlekpersonal 59 Personen, weiters 18 Kanzlei¬
anwärter und 51 Profosen.

Ich darf noch daraus Hinweisen, daß die Über¬
nahme dieser Justizangestellten schon deswegen eine
unbedingte Notwendigkeit ist, da ein völliger Zu¬
sammenbruch unserer Kräfte im Ziviljustizdienst droht,
wenn nicht alsbald durch Übernahme dieser Audi¬
toren eine Erleichterung der Situation geschaffen
wird. Ich möchte auch noch kurz darauf Hinweisen,
daß der vorliegende Gesetzentwurf das Ergebnis
einer Reihe von Vereinbarungen zwischen den Or¬
ganisationen der Richter und der Auditore und den
verschiedenen Staatsämtern ist.

Ich darf namens des Justizausschusses den
Antrag stellen (liest):

„Die Nationalversammlung wolle den
angeschlossenen Gesetzentwurf nach den An¬
trägen des Justizausschusses zum Beschlüsse
erheben." (Lebhafter Beifall.)

Präsident: Ich werde, wenn kein Wider¬
spruch erfolgt, General- und Spezialdebatte
unter Einem absühren. (Zustimmung.)

Zum Worte gemeldet ist der Herr Abgeordnete
Austerlitz; ich erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Austerlitz: Hohes Haus! Die
drei Gesetze, die wir soeben verhandeln und zu
denen noch das Gesetz über die Handhabung der
Disziplinarftrafgewalt im Heer kommt, das heute
eingebracht worden ist, bedeuten gewiß eine ge¬
waltige Ümwälzung. Und wenn wir uns vorstellen,
welche Ausnahme ein solcher Versuch in der
alten Monarchie gesunden hätte, so müssen wir
anerkennen, daß die Reformen heute rasch reisen.
Denn die Beseitigung der besonderen Strafgerichts¬
barkeit und eines besonderen Strafgesetzes für
Soldateil ist ein Akt, der auch in alten Republiken
außerordentlich langsam durchgesetzt werden kann
und heute zum Beispiel im Deutschen Reich noch
immer nicht durchgesetzt ist. Wenn wir diese ge¬
waltige Uniwälzung gleichsam unbesehen vollziehen,
so können wir doch das Bewußtsein mitnehmen,
daß wir da eine wahrhaft revolutionäre Tat voll¬
ziehen. Diese Tat hängt mit der Idee zusammen,
die ganz Europa beherrscht: daß die Zeit für die
stehenden Heere eigentlich vorüber ist und daß das
Heer als eine gesonderte, von dem gesamten Volks¬
körper losgelöste Erscheinung nicht mehr aufrecht¬
zuerhalten ist. Indem wir diese besondere Gerichts¬
barkeit, dieses besondere Strafgesetz hier ausheben,
vollziehen wir nur die Einverleibung der Teile des
Volkskörpers, die die Leistung zu vollziehen haben,
unsere Grenzen zu schützen, in den Volkskörper.
Und wie wir nur eine Volksarmee haben können,
so können wir nicht eine auch in ihrer Gerichtsbar¬
keit und in ihrem Strafgesetz gesonderte Berufsarmee
haben, sondern müssen sie auch in diesen Punkten
als einen Teil des Volkskörpers behandeln.

Selbstverständlich, hohes Haus, kann sich
diese Einverleibung nicht im Augenblick restlos voll¬
ziehen. Es ist ungleich wichtiger, mit der besonderen
Gerichtsbarkeit über die Soldaten und mit dein
besonderen Strafgesetz ftir die Soldaten auszuräumen,
rasch und ungehemmt damit auszuräumen, als etwa
den Ehrgeiz zu haben, im Augenblick das best-"
mögliche Militärstrafgesetzbuch zu schaffen und auch
jene Bestimmungen, die die besondere Eigenschaft
der Soldaten treffen, so zu fassen, daß sie jeder
berechtigten Kritik standhalten. Von diesem Gesichts¬
punkte allein ist jener Teil des Strafgesetzes zu
betrachten, der auch als ein besonderes Gesetz für
die Soldaten übrig bleibt, wenn sie im allgemeinen
der bürgerlichen Strafgerichtsbarkeit unterworfen
werden, und der allerdings Bestimmungen enthält,
die einen modern denkenden Menschen seltsam und
fremdartig anmuten.
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Wenn es auch nur ein Rest ist und das
Schlimmste aus dem alten Militärstrafgesetzbuch
beseitigt ist und auch dieser Rest vielfach modifiziert
und wenigstens in. den Umrissen mit dem modernen
demokratischen Bewußtsein in Einklang gebracht
worden ist, so bleibt er doch als ein Rest übrig,
aus dem wir erkennen können, mit welchen Gesetzen
einmal unsere Soldaten, die Soldaten aus unserem
Fleisch und Blut, gemessen worden sind. Wenn wir
schon vor diesem Rest erschrecken, der die schlimmsten
Barbareien nicht mehr in sich trägt, wie würden
wir erst erschrecken, wenn wir den ganzen Umsang
jener Gesetze kennen lernten, die als das Gesetz für
die Soldaten gegolten haben! Aber es ist nicht so
anzusehen, als ob wir diesen Anhang etwa beschließen
würden. Das wäre eben so verfehlt, als wenn wir
eine Novelle zu einem Punkte des Strafgesetzes
beschließen und mau meinte, daß wir alles, was
sonst im allgemeinen Strafgesetze übrig bleibt unb
nicht novelliert wird, etwa durch unser Votunr
sanktionieren würden, sondern damit ist nur aus¬
gedrückt, daß die Gelegenheit zu einer allgemeinen
Reform noch nicht gekommen ist. Wir würden wahr¬
scheinlich auch vor unserem bürgerlichen Strafgesetz
mannigfach erschrecken, wenn es uns in seiner
Totalität plötzlich als Objekt für ein Votum vor-
geführt würde. Deshalb ist die Resolution aller
drei Parteien der Nationalversammlung, also auch
des Justizausschusses, der Ausdruck der Überzeugung,
daß das Haus für diesen Rest, den es im Augen¬
blicke einer Reform nicht unterziehen kann, auch
jede Verantwortling ablehnt. (Zustimmung.) Und es
soll dadurch nur ausgedrückt werden, daß die
Reform dieses Anhanges unerläßlich und dringend
ist. (Zustimmung.) Wir konnten anders nicht
Vorgehen, weil die Möglichkeit, das besondere
Strafgesetz für die Soldaten zu beseitigen, sonst
nicht voll hätte wahrgenommen werden können; wir
konnten uns aber damit auch abfinden, weil
die allermeisten der Bestimmungen, die .übrig
bleiben, nicht für normale Zeiten, sondern für
Zeiten des Krieges gelten, von welchen wir
glauben, daß sie nicht nur etwa nicht vor uns
liegen, sondern auch für uns nicht mehr konuueu
werden.

Ich möchte das hohe Haus darauf aufmerksam
machen, daß von diesem Teile die Bestimmungen,
die auch im Frieden gelten unb int Frieden viel¬
leicht öfters zur Anwendung kommen sollten, gegen¬
über den alten wesentlich modifiziert mrd gemildert
worden sind. Aber diese Resolution soll das Haus
nicht bloß wie irgend eine Resolution annehnien,
die ihm unterbreitet wird, sondern dadurch, daß
es diesen Anhang bestehen läßt, übernimmt es die
Verantwortung vor den Soldaten dafür, daß auch
dieser letzte Rest des Militärstrafgesetzes in einer
dem modernen Bewußtsein und den demokratischen

Verpflichtungen entsprechenden Art und zwar rasch
modifiziert wird.

Ich kann da nur den Wunsch aussprechen, daß
der Augenblick bald kommen möge, wo wir das ganze
Strafgesetzbuch, da wir ja die Unterscheidung zwischen
Militärstrafgesetzbuch und bürgerlichem Strafgesetz
überhaupt fallen lassen, wo wir also das gesamte
Strafgesetzbuch einer Reform unterziehen können, die
den geläuterten Empfindungen unserer Zeit mehr
entspricht, als es bis jetzt der Fall ist. Dieser An¬
hang — das wiederhole ich, weil es über das Maß
unserer Verantwortung hinausginge, dadurch, daß
wir ihn nicht reformieren, auch die Verantwortung
für ihn zu übernehmen — dieser Anhang bedeutet
nur eine dringende Mahnung an die Regierung und
an die Nationalversammlung, das gesamte Strafgesetz¬
buch bald einer Reform zu unterziehen, die beit
Notwendigkeiten entspricht und die unseren geläuterten
Auffassungen Rechnung trägt. (Beifall.)

Präsident: Wünscht noch jemand das
Wort? (Nach einer Pause:) Es ist nicht der Fall.

Bevor ich zum Schlüsse der Debatte schreite,
teile ich dem Hause mit, daß ein Antrag des Herrn
Abgeordneten Dr. Clessin vorliegt. Der Herr-
Abgeordnete Dr. Clessin wünscht bei beut
dritten der in Verhandlung stehenden Gesetze über die
Übernahme von Angestellten der Militärjustiz in den
Ziviljustizdienst im 8 1 folgende Änderung: Es soll
in der viertvorletzten Zeile statt der Worte „mit
Wirksamkeit des Gesetzes, betreffend die Ausübung
der Strafgerichtsbarkeit über die Heeresange¬
hörigen im Frieden" gesetzt werden: „mit 1. Oktober
1920". Da nämlich in dem § 15 des zweit¬
genannten Gesetzes schon eine Bestimmung enthalten
ist, wonach der § 15 am Tage der Kundmachung, die
übrigen Bestimmungen am 1. Oktober 1920 in
Kraft treten werden, läßt sich diese Bestimmung
hier leicht durch die Worte „mit 1. Oktober 1920"
ersetzen, .unter der Voraussetzung, daß bei der früher
erfolgten Abstimmung dieser besagte 8 15 bleibt.

Dann wünscht der Herr Abgeordnete Dr.
Clessin noch einen Zusatz, und zwar am Ende
dieses Paragraphen, nach dem Worte „übernehmen".
Dieser Zusatz lautet (liest):

„Einzelne Offiziere für den Justizdienst
können auch schon früher in den Zivil¬
staatsdienst übernommen werden."

Der Antrag des Herrn Abgeordneten Dr.
Clessin, der genügend unterstützt ist, ist mir erst
jetzt im letzten Augenblick überreicht worden, ich
richte daher mit Rücksicht darauf noch sowohl an
den Herrn Staatssekretär für Justiz, als auch an
den Herrn Staatssekretär für Heereswescn und an
die beiden Referenten die Frage, ob sie das Wort
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wünschen? (Rufe: Nein!) Dann ist die Debatte
geschlossen und ich schreite zur Abstimmung.

Zuerst kommt zur Abstiiumung das Gesetz
über die Unterstellung der aktiven Heeres¬
angehörigen unter die allgemeinen Straf¬
gesetze (917 der Be,Hagen), und zwar lasse ich

«zuerst über den Artikel I abstimmen. Dabei mache
ich das hohe Haus auf folgendes aufmerksam. Dieser
Artikel I lautet (liest):

„Für die aktiven Heeresangehörigen (8 16
des Wehrgesktzes vom 18. März 1920, St. G. Bl.
Nr. 122) gelten die allgemeinen Strafgesetze. Von
dem Militärstrafgesetze vom 15. Jänner 1855,
N. G. Bl. Nr. 19, bleiben die im Anhänge zusammen-
gefaßten Bestimmungen in Kraft. Alle übrigen Be¬
stimmungen des Militärstrafgesetzes werden mit allen
Änderungen und Ergänzungen, jedoch mit Ausnahme
der im Wehrgesetze vom 18. März 1920, St. G. Bl.
Nr. 122, enthaltenen, aufgehoben.

Die aufrechtbleibenden Sonderbestiminungen
bildeu einen Anhang zum allgemeinen Strafgesetze."

Es wird also hier auf einen Anhang zum
Gesetze verwiesen und dieser Anhang zum Gesetze
faßt alle Bestimmungen zusammen, die in Kraft
bleiben. Der Justizausschuß aber hat diese im An¬
hänge angeführten Bestimmungen des bisherigen
Militärstrafgesetzes zum Teile geändert. Das kann
nur im Wege eines Gesetzes geschehen. Unsere Ab¬
stimmung hätte daher den Sinn, daß, wenn wir den
Artikel 1 in dieser Fassung, mit diesem Hinweise ans
den Anhang annehmen, wir zugleich die vom Justiz-
ausschusse in diesem Anhänge vorgenommenen
Änderungen genehmigen- Ich mache aus diesen
Umstand ausdrücklich aufmerksam; es wird also hier
nicht nur eine Verfügung getroffen gemäß Artikel I,
sondern es wird auch an dem bestehenden Gesetze
eine Änderung vorgenommen. Dem hohen Hause
sind ja diese Änderungen bekannt. Ich lasse nun
über Artikel I abstimmen.

Ich bitte jene Abgeordneten, die ihm ihre
Zustimmung geben, sich von ihren Sitzen zu erheben.
(Geschieht.) Angeno m IN e n.

Die Abstimnmng über Artikel 11 und 111
kann unter einem erfolgen, zumal ein Gegenantrag
nicht vorliegt.

Ich bitte jene Mitglieder des Hauses, welche
diesen Bestimmungen ihre Zustimmung geben wollen,
sich von ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Gleichfalls angenom m e n.

Ich bitte jene Mitglieder, die für Titel und
Eingang des Gesetzes sind, sich von ihren Sitzen
zu erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Damit ist das Gesetz in zweiter Lesung
beschlossen.

Berichterstatter Hölzl: Ich beantrage die
sofortige Vornahme der dritten Lesung.

Präsident: Der Herr Berichterstatter be¬
antragt die sofortige Vornahme der dritten Lesung.
Das ist ein formeller Antrag, der nur mit Zwei¬
drittelmehrheit angenommen werden kann.

Ich bitte jene Abgeordneten, die diesem
formellen Anträge ihre Zustimmung geben wollen,
sich von ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Der Antrag ist mit der erforderlichen Zwei¬
drittelmehrheit angenommen.

Ich schreite zur dritten Lesung. Wünscht
jemand das Wort? (Niemand meldet sich.) Es ist
nicht der Fall.

Ich bitte diejenigen Abgeordneten, die dem
Gesetze auch in dritter Lesung ihre Zustimmung
geben wollen, sich von den Sitzen zu erheben. (Ge¬
schieht.) Das Gesetz über die Unterstellung der
aktiven Heeresangehörigen unter die all¬
gemeinen Strafgesetze (gleichlautend mit 917 der
Beilagen) ist auch in dritter Lesung ange¬
nommen und damit endgültig zum Beschlüsse
erhoben.

Auf Seite 41 des Berichtes finden die Ab¬
geordneten einen Antrag des Jnstizausschuffes in
Form einer Entschließung (liest):

„Da die Bestimmungen des Miluärftraf-
gesetzes zürn Großteile veraltet sind und daher
einer modernen Nechtsaufsassung absolut nicht mehr
entsprechen, wird die Regierung ausgefordert, der
Nationalversammlung ehestens ein neues Zivil- wie
auch ein neues Militärstrafgesetz vorzulcgen."

Ich bitte jene Abgeordneten, die dieser Ent¬
schließung zustimmen, sich von den Sitzen zu er¬
heben. (Geschieht) Angenommen.

Das nächste Gesetz ist das Gesetz, betref¬
fend die Ausübung der Strafgerichtsbar¬
keit über die Heeresangehörigen im Frieden
(922 der Beilagen).

Hier sind einige Schreibfehler unterlaufen.
Einer im § 2, Zeile 2. Es heißt da: „Dienst-
und Stand espslichten". Da ist das Wort „und" zu
streichen und dafür zu setzeil „oder", so daß es
heißt: „Dienst- oder Standespflichten". Ferner ist
im § 6, Absatz 2, Zeile 3, statt „sind" das
Wort „ist" zu setzen.

Ein Gegenantrag liegt nicht vor, ich kann
daher alle 30 Paragraphe des Gesetzes wlter einem
zur Abstimmung bringen.

Ich bitte jene Abgeordneten, die dem Gesetze
ihre Zustimmung geben wollen, sich von ihren Sitzen
zu erheben. (Geschieht) Angenommen.

Ich bitte jene Abgeordneten, die für Titel
und Eingang des Gesetzes sind, sich von ihren
Sitzen zll erheben. (Geschieht) Gleichfalls ange¬
nommen.
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Damit ist das Gesetz in zweiter Lesung
beschlossen.

Berichterstatter Hölzl: Ich beantrage die
sofortige Vornahme der dritten Lesung.

Präsident: Der Herr Berichterstatter be¬
antragt, die dritte Lesung sofort vorzunehmen. Zur
Annahme des Antrages ist eine Zweidrittelmehrheit
notwendig.

Ich bitte jene Abgeordneten, die diesen! for¬
mellen Anträge zustinimen, sich von ihren Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Angenommen. Ich kann daher
die dritte Lesung sofort vornehmen.

Ich bitte jene Abgeordneten, die auch in
dritter Lesung dem Gesetze ihre Zustimmung geben
wollen, sich von ihren Sitzen zu erheben. (Ge¬
schieht.) Das Gesetz, betreffend die Ausübung
der Strafgerichtsbarkeit über die Heeres¬
angehörigen im Frieden (2. Strafprozeß¬
novelle vom Jahre 1920) (gleichlautend 922 der
Beilagen) ist in dritter Lesung angenommen
und damit endgültig zum Beschluß erhoben.

Wir kommen nun zur Abstimmung über das
Gesetz über die Übernahme von Angestellten
der Militürjustiz in den Ziviljustizdienst.
(886 der Beilagen).

Hier liegen zu § 1 die Anträge des Herrn
Abgeordneten Dr. Clessin vor, die ich schon vorhin
verlesen habe, und zwar ein Abänderungsantrag und
ein Zusatzantrag. Ich werde daher zunächst den § 1
unter vorläufiger Hinweglassung der Worte „mit
Wirksamkeit des Gesetzes, betreffend die Ausübung
der Strafgerichtsbarkeit über die Heeresangehörigen
im Frieden" zur Abstinmmng bringen. Ich bitte
jene Abgeordneten, die dem 8 1 unter vorläufiger
Hinweglaffung der gekennzeichneten Worte zustimmen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Ist
angenommen.

Nunmehr beantragt der Abgeordnete Clessin
statt der ausgelassenen Worte zu setzen: „mit
1. Oktober 1920". Ich bitte diejenigen Ab¬
geordneten, die diesem Abänderungsantrage zu¬
stimmen, sich von den Sitzen zu erheben. (Ge¬
schieht.) Ist angenommen.

Der Abgeordnete Clessin stellt auch einen
Zusatzantrag, der besagt (liest):

„Einzelne Offiziere für den Justizdienst
können auch schon früher in den Zivil¬
staatsdienst übernommen werden."

Ich bitte jene Abgeordneten, welche diesem
Zusatzantrage, daß diese Worte nach dem Worte
„übernehmen" angefügt werden, zustimmen wollen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) An¬
genommen.

Die §§ 2 bis inklusive 9 können unter Einem
zur Abstimmung gelangen, weil ein Gegenantrag
nicht vorliegt. Ich bitte jene Abgeordneten, die
ihnen ihre Zustimmung geben wollen, sich von den
Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Diese §§ 2 bis
inklusive 9 sind angenommen.

Ich bitte jene Abgeordneten, die für Titel
und Eingang des Gesetzes sind, sich von den
Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Angenommen.
Damit ist das Gesetz in zweiter Lesung be¬
schlossen.

Berichterstatter Fischer: Ich beantrage
die sofortige Vornahme der dritten Lesung.

Präsident: Der Herr Berichterstatter be¬
antragt, die dritte Lesung sofort vorzunehmen. Zur
Annahme dieses Antrages ist eine Zweidrittel¬
mehrheit notwendig. Ich bitte jene Abgeordneten,
die diesem formellen Antrag des Berichterstatters
zustimmen, sich von den Sitzen zu erheben. (Ge¬
schieht.) An genommen.

Wir werden also sofort die dritte Lesung
vornehmen. Wünscht jemand das Wort? (Niemand
meldet sich.) Es ist nicht der Fall.

Ich bitte daher jene Abgeordneten, die dem
Gesetz auch in dritter Lesung in der geänderten
Fassung ihre Zustimmung geben wollen, sich von
den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das Gesetz
über die Übernahme von Angestellten der
Militärjustiz in den Ziviljustizdienst ist in
dritter Lesung angenommen und damit end¬
gültig zum Beschlüsse erhoben.

Wir schreiten zum Schlüsse der Sitzung.

Das Ausschußmandat hat zurückgelegt
der Abgeordnete Graham er als Ersatzmann des
Ernährungsausschusses.

Da dieser Abgeordnete weniger als vier Aus¬
schüssen angehört, bedarf er zur angezeigten Mandats¬
zurücklegung der Genehmigung des Hauses. Wenn
keine Einwendung erhoben wird, nehme ich an, daß
die Genehmigung erteilt ist. (Nach einer Pause:)
Keine Einwendung.

Mit Zustimmung der Versammlung worde ich
die erforderliche Ersatzwahl sofort vornehmen
lassen und ersuche die Mitglieder, die Stimmzettel
abzugeben. (Nach Abgabe der Stimmzettel:) Die
Stimmenabgabe ist geschlossen. Das Skru-
tinium wird sofort vorgenommen und sein
Ergebnis dann bekanntgegeben werden.

Ich beabsichtige folgende Zuweisung von
Anträgen vorzunehmen, und zwar:

An den Finanz- und Budgetausschuß:
Den Antrag der Abgeordneten Größbauer,

Egger und Genossen, betreffend Notstandshilfe für die
durch Hagelschlag geschädigten Gemeinden in der
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Umgebung von Klagenfurt und St. Veit (898 der
Beilagen);

den Antrag des Abgeordneten Birchbauer
und Genossen, betreffend Notstandshilfe für Pöllan
{90 t der Beilagen)'

den Antrag der Abgeordneten Weigl, Höchtl
und Genossen, betreffend eine Notstandsangelegenheit
(902 der Beilagen)’

den Antrag des Abgeordneten Großbauer
und Genossen in Notstandsangelegenheiten (90?, der
Beilagen) und

den dem Ernahrungsausschusse zugewiesenen
Antrag der Abgeordneten Weiß, Wiesmaier,
Pischitz und Genossen (864 der Beilagen) in Not-
standsangelegenheiten.

An den Ausschuß für Land- und Forst¬
wirtschaft:

den Antrag der Abgeordneten Scharfegger,
P a u l i t s ch und Genossen, betreffend die. Zuweisung
von Saatgetreide an die durch Hagelschlag ge¬
schädigten Besitzer der Gemeinden Steierberg,
St. Urban, Glanegg, Maria Ficht, Sittich, Klein
St. Veit, Meiern, Siegering, Mosburg, St. Peter
am Bihel, Steindorf, Lendorf, Krumpendorf, Maria
Saal, Schiefling i. 2., St. Stefan i. L. und Um¬
gebung, Wolfsberg (897 der Beilagen);

den Antrag der Abgeordneten Weber,
Bretschneider, Lenz, Danneberg und Genossen,
betreffend Abänderung der Verordnung des Acker¬
bauministeriums vom 31. Jänner 1918, R. G. Bl.
Nr. 37, betreffend Maßnahmen zur Aufrechthaltung
des Betriebes der Landwirtschaft (898 der Bei¬
lagen);

ferner den dem Ernahrungsausschusse zuge¬
wiesenen Antrag der Abgeordneten Scharsegger,
Paulitsch und Genossen, betreffend die Zuweisung
von Saatgetreide an die durch Hagelschlag ge¬
schädigten Besitzer der Gemeinden Obermühlbach,
St. Veit Und Kraig (868 der Beilagen)

und den dem Ernährungsausschusse zuge¬
wiesenen Antrag der Abgeordneten Hauser,
I. Gürtler, Traxler und Genossen, betreffend
die Zuweisung von Saatgetreide an die durch
Hagelschlag geschädigten Besitzer des politischen Be¬
zirkes Freistadt (866 der Beilagen),

An den Ausschuß für soziale Ver¬
waltung:

den Antrag der Abgeordneten Pick, Heinrich
Allina und Genossen, betreffend die Abänderung
des Gesetzes vom 16. Jänner 1910, R. G. Bl.
Nr. 20, über den Dienstvertrag der Handlungs¬
gehilfen und anderer Dienstnehmer in ähnlicher
Stellung (Handlungsgehilfengesetz) (899 der Bei¬
lagen).

An den Vcrfassungsausschuß:
den Antrag des Abgeordneten-Adam Müller-

Guttenbrnnn und Genossen, betreffend das Inkraft¬
treten des Friedensvertrages von St. Germain be
züglich des Burgenlandes (894 der Beilagen) und

" den Antrag der Abgeordneten Abram, Grö
ger, Hafner, Hermann Hermann, Muchitsch.
Skaret, Weber, Witternigg und Genossen ans
Schaffung einer Bundesverfassung für die Republik
Österreich (904 der Beilagen).

An den Ausschuß für Verkehrswesen:

den Antrag des Abgeordneten Wiesmaier
und Genossen, betreffend Fahrpreisermäßigungen auf
den Bahnen für die Flößer (896 der Beilagen)
und

den Antrag des Abgeordneten Niedrist und
Genossen, betreffend Bahnsrachtermäßigung für Rauh-
futterlieferungen (910 der Beilagen).

Wird gegen diese Zuweisungen eine Einwen
düng erhoben? (Niemand meldet sich-.) Es ist nicht
der Fall, sie sind daher genehmigt.

Bei der eben vorgenommenen Wahl eines
Ersatzmannes des Eruährungsausschusses
wurden 90 Stimmzettel abgegeben. Die absolute
Stimmenmehrheit beträgt 46. Gewählt ist mit
90 Stimmen zum Ersatzmann für den Ernährungs-
ausschuß der Abgeordnete Stöcker.

Die nächste Sitzung schlage ich vor für
Dienstag, den 20. Juli d. I., 3 Uhr nach¬
mittags, mit folgender Tagesordnung:

1. Bericht des Verfassungsausschusses
über:

a) die Vorlage der Staatsregierung
(923 der Beilagen), betreffend die Wahl

■ und die Einberufung der National¬
versammlung (948 der Beilagen) und

b) die Vorlage der Staatsregierung
(924 der Beilagen)r betreffend die
Wahlordnung für die Nationalver-
sammluug (946 der Beilagen).

2. Bericht des Finanz- und Budget¬
ausschusses über die Vorlage der Staats¬
regierung (623 der Beilagen etreffend die
große Vermögensabgabe (941 der Beilagen).

3. Bericht des Finanz- und Budget-
ausschufses über die Vorlage der Staats-
regieruug (823 der Beilagen), betreffend die
Voraussetzungen der Übernahme öfter
reichischer Kriegsanleihe als Schuld der
Republik Österreich (942 der Beilagen).

4. Bericht des Finanz- und Budget-
ausschusfes über die Vorlage der Staats¬
regierung (918 der Beilagen), betreffend die
Führung des Staatshaushaltes vom
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1. August bis 31. Dezember 1920 (933 vier
Beilagen).

5. Bericht des Finanz- und Budget¬
ausschusses über die Vorlage der Staats¬
regierung (837 der Beilagen), betressend
Maßnahmen für die Behandlung ehemals
österreichischer ZivilstaatsfStaatsb ahn) au ge¬
stellter aus Anlaß ihrer Übernahme in den
Dienst der Republik (931 der Beilagen).

6. Bericht des Finanz- und Budget¬
ausschusses über die Vorlage der Staats¬
regierung (893 der Beilagen), betreffend die
Dienstverhältnisse der unter Artikel IV
des Gesetzes vom 25. Jänner 1914, R. G. Bl.
Nr. 15, fallenden Postdienerschaft mit
Dienstprüfung (932 der Beilagen).

7. Bericht des Ausschusses für soziale
Verwaltung über die Vorlage der Staats¬
regierung (868 der Beilagen), betreffend die
Beftandverträge über Grundstücke, die als
Spiel-, Sport- oder Turnplätze in gemein¬
nütziger Weise verwendet werden (Spiel¬
platzschutzgesetz) (929 der Beilagen).

8. Bericht des Ausschusses für soziale
Verwaltung über die Vorlage der Staats¬
regierung (869 der Beilagen), betreffend die
Anforderung von Grundstücken für die ge¬
meinnützige Verwendung als Spiel-, Sport¬
oder Turnplätze (Spielplatzauforderungs-
gesetz) (930 der Beilagen).

9. Bericht des Ausschusses für Handel
und Gewerbe, Industrie und Bauten, über
den Antrag der Abgeordneten Witzany,
Hafner und Genossen (337 der Beilagen), be¬
züglich Ausgestaltung und Erweiterung der
Fachschule und Versuchsanstalt für Eisen-
und Stahlbearbeitung in Steyr (883 der
Beilagen).

Wird gegen meinen Vorschlag, betreffend
Tagesordnung, Tag und Stunde der nächsten
Sitzung eine Einwendung erhoben? (Nach einer
Pause:) Es ist nicht der Fall; es bleibt also bei
meinem Vorschläge.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluß der Sitzung: 6 Uhr 50 Minuten abends.

Österreichische Staatsdruckerei. 44320
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